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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 3. März 1987 

Die Bundesregierung ist besorgt über das Leiden der Zivilbevölkerung in 
und um die Palästinenserlager in Beirut und im Südhbanon. Am 
10. Februar 1987 habe ich alle Betroffenen aufgefordert, die Gewaltan- 
wendung zu beenden und den humanitären Hilfsorganisationen den 
Zugang zu den Lagern zu gestatten. 

Am 13. Februar 1987 haben wir im Weltsicherheitsrat der Vereinten 
Nationen einen Aufruf zum Waffenstillstand mitgetragen und am 
16. Februar 1987 haben die Außenminister der Zwölf in Brüssel folgende 
Erklärung abgegeben: 

„Die Zwölf sind ernstlich beunruhigt über die Situation in einigen der 
Palästinenserlager in Libanon und unterstützen daher den Aufruf des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom 13. Februar 1987 zu einer 
Feuereinstellung in der Umgebung der Lager und einer raschen Vertei- 
lung von Hüfsgütern an die Flüchtlinge, Geleitet vom Geist der Mensch- 
hchkeit und in Anbetracht der jüngsten Entwicklungen fordern sie die 
beteiligten Parteien nachdrücklich auf, dafür zu sorgen, daß die Zivilbe- 
völkerung regelmäßig mit den Nahrungsmitteln, Kleidungsstücken und 
Medikamenten versorgt wird, die sie benötigt. 

Die Zwölf werden über diesen Appell hinaus erforderhchenfalls an die 
beteiligten Parteien herantreten, wie sie dies bereits in der Vergangen- 
heit getan haben. 

Die Zwölf haben zur Kenntnis genommen, daß die Kommission zusätzlich 
zu den bereits ergriffenen nationalen Maßnahmen eine Soforthüfe 
beschlossen hat. Sie bekräftigen die Bereitschaft der Gemeinschaft, wei- 
tere Hüfsgüter zur Verfügung zu stellen, wenn die Voraussetzungen für 
deren VerteÜung geschaffen sind." 

Inzwischen haben diese Bemühungen wie auch der Druck der Weltöf- 
fentiichkeit zu einer gewissen Entspannung geführt. Erste Hüfsgüter sind 
in das Lager Burj Barajneh bei Beirut gelangt, die Bewohner des Lagers 
Raschidijeh bei Tyros konnten erstmals seit vier Monaten ihr Lager 
verlassen und sich in der benachbarten Stadt versorgen. Der Führer der 
schütischen Amalbewegung, der hbanesische Justizminister Berri, hat 
von Damaskus aus die Aufhebung der Belagerung verkündet. 

Es bleibt zu hoffen, daß diese ersten positiven Anzeichen einer Entspan- 
nung der Beginn einer anhaltenden Verbesserung der Lage sind. 

Die Bundesregierung ist bereit, die notwendige humanitäre HÜfe zur 
Linderung der entstandenen Not zu leisten. Sie ist daher in ständigem 
engen Kontakt mit den vor Ort tätigen Hilfsorganisationen, insbesondere 
dem IKRK (Internationales Komitee des Roten Kreuzes) und UNWRA 
(Hüfsorganisation der Vereinten Nationen für die palästinensischen 
Flüchtlinge), zu deren bedeutendsten Beitragszahlern mit knapp 10 Mü- 
lionen DM pro Jahr sie ohnehin zählt. 720 000 DM wurden für Soforthüfs- 
maßnahmen des IKRK und der UNWRA bewilligt. Weitere Mittel stehen 
zur Verfügung. 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vernich- 
tungskrieg gegen palästinensische Flüchtlings- 
lager im Libanon, wo insgesamt fast 100 000 
Menschen eingeschlossen und vom Hungertod 
bedroht sind, und welche humanitären Anstren- 
gungen hat die Bundesregierung bisher diesbe- 
züghch unternommen? 
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Um welchen Typ und welche Bezeichnung einer 
ATBM-Rakete handelt es sich konkret bei der 
nicht näher bezeichneten ATBM-Rakete, für de- 
ren Entwicklung der amerikanische Senator Dan 
Quayle nach Angaben der „Frankfurter Rund- 
schau" vom 12. Februar 1987 in Gesprächen mit 
den Bundesministem Genscher und Dr. Wörner 
geworben hat? 

Welche Haltung haben die Bundesminister 
Genscher und Dr. Wörner zu dem Ansinnen 
von US-Senator Dan Quayle eingenommen, 
eine neue ATBM-Rakete zu entwickeln? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 3. März 1987 

Senator Quayle hat nüt den Bundesnünistem Genscher und Dr. Wörner 
Gespräche geführt. Sie dienten einem Gedankenaustausch über die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen. Im Mittelpunkt standen sicher- 
heitspolitische Fragen. 

Über Einzelheiten aus derartigen Gesprächen wird üblicherweise nichts 
verlautbart. Ich bitte Sie hierfür um Verständnis. 


2. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


3. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Ist der Bundesregiemng bekannt, daß sich die 
südafrikanische Regiemng in dem von Staasmi- 
nister Möllemann als „private Initiative" charak- 
terisierten Verein „Say Exchange" durch den 
Botschaftssekretär Erik Frithjof Erhard Bliuner 
im Vorstand vertreten läßt (vergleiche Monats- 
zeitschrift „konkret 2/87"), und teüt die Bimdes- 
regierung die Auffassung der GRÜNEN im 
Bundestag, daß die Bundesregierung nüt 
ihren Zuschüssen an diesen Verein bzw. die Be- 
zuschussung seiner Aktivitäten durch Stipendien 
keineswegs ein Programm „ohne staatliche süd- 
afrikanische Beteiligung" fördert? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 3. März 1987 

Dem Auswärtigen Amt ist bekannt, daß der damahge Presseattache der 
südafrikanischen Botschaft, der I. Sekretär Erik F. E. Blumer, zu den 
Gründungsmitghedem von „Say Exchange" gehörte. Er hat seit gerau- 
mer Zeit nicht mehr in der Organisation nütgearbeitet. Herr Blumer ist im 
November 1986 abberufen worden. Eine wie auch immer geartete Nach- 
folge eines Angehörigen der südafrikanischen Botschaft bei „Say 
Exchange" gibt es nicht. 


4. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


5. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung den Erlaß des Innen- 
ministeriums Baden- Württemberg vom 18. De- 
zember 1986 (Az.; III Libanon/14) nach dem 
„von einer Abschiebung in den Libanon abgese- 
hen werden kann, wenn dem betreffenden Aus- 
länder dort für sein Leben oder für seine Freiheit 
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Gefahren drohen, die wesenthch über das Maß 
dessen, was dort allgemein oder von einer be- 
stimmten Volks- oder Religionsgruppe allgemein 
zu erdulden ist, hinausgehen", insoweit mit § 14 
Ausländergesetz und Artikel 3 Abs. 3 GG für 
vereinbar, wie nach dem Wortlaut des Erlasses 
Angehörige bestimmter Volks- oder Religions- 
gemeinschaften offensichtlich größere Leiden als 
die sonstige Bevölkerung hinnehmen müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 26. Februar 1987 

Die von Ihnen zitierte Regelung des Innenministeriums Baden-Württem- 
berg ist sowohl mit § 14 Ausländergesetz (AuslG) als auch mit Artikel 3 
Abs. 3 GG vereinbar. § 14 AuslG beschränkt den Abschiebungsschutz 
auf Abschiebungen politisch Verfolgter in Verfolgerstaaten. Die zitierte 
Erlaßregelung hingegen betrifft ausschließlich solche Abschiebungsfälle, 
in denen gerade keine politische Verfolgung i. S. von Artikel 16 Abs. 2 
Satz 2 GG und § 14 AuslG droht. Artikel 3 Abs. 3 GG ist im vorhegenden 
Zusammenhang nicht einschlägig, weü die zitierte Erlaßregelung selbst 
offensichtlich keine Diskriminierung im Sinne dieser Bestimmung vor- 
sieht und weil Diskriminierungen im Libanon den Behörden der Bundes- 
repubhk Deutschland auch nicht mittelbar zugerechnet werden können. 
Jedenfalls statuiert Artikel 3 Abs. 3 GG kein Abschiebungsverbot neben 
dem nach Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 GG gewährleisteten Schutz poUtisch 
Verfolgter. Dem Schutz vor Diskriminierungen in anderen Staaten wird 
hinreichend durch das Asylrecht und die materiell asylrechüiche Bestim- 
mung des § 14 AuslG Rechnung getragen. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei Abschiebungsverfügungen nur entscheidend 
sein kann, in welchem Ausmaß im Einzelfall der 
jeweüige Ausländer gefährdet ist und nicht ent- 
scheidend sein kann, ob „für sein Leben oder 
seine Freiheit Gefahren drohen, die wesentlich 
über das Maß dessen, was dort (im Abschie- 
bungsland) allgemein oder von einer bestimm- 
ten Volks- oder Religionsgruppe zu erdulden ist, 
hinausgehen", und daß eine Abschiebung des- 
halb auch dann ausscheiden muß, wenn eine 
ganze Bevölkerungsgruppe besonderen Gefähr- 
dungen ausgesetzt ist? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 26. Februar 1987 

Generelle Gefährdungen, denen eine ganze Bevölkerungs- oder Reh- 
gionsgruppe ausgesetzt ist, stehen einer Abschiebung des einzelnen 
Gruppenangehörigen nur entgegen, wenn sie die Voraussetzungen einer 
pohtischen Verfolgung nach § 14 AuslG erfüllen. Unterhalb der Schwelle 
der politischen Verfolgung kommt ein Abschiebungsschutz aus humani- 
tären Gründen in Betracht, wenn auf Grund der Umstände des konkreten 
Einzelfalles anzunehmen ist, daß für den Ausländer ein erhebUch über 
der generellen Gefährdung liegendes individuelles Risiko besteht. Die 
Entscheidung darüber, welche Maßstäbe im einzelnen anzulegen sind, 
hegt aber bei den für die Ausführung der ausländerrechtiichen Bestim- 
mungen zuständigen Ländern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

7. Abgeordneter Trifft es zu, daß seit dem 1. Januar 1987 Über- 

Kuhlwein schlisse aus Basaren gemeinnütziger Körper- 
lSPD) schäften - auch der Wohlfahrtsverbände - kör- 

perschaftssteuer- und gewerbesteuerpflichtig 
geworden sind, und hält die Bundesregierung 
diese Entscheidung angesichts des großen Spen- 
denbedarfs der Wohlfahrtsverbände für tragbar? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Ihre Annahme, daß ab 1. Januar 1987 bei der Besteuerung von Über- 
schüssen aus Basaren gemeinnütziger Körperschaften eine Änderung 
eingetreten sei, trifft nicht zu. Vielmehr erstrecken sich seit jeher die mit 
der Gemeinnützigkeit verbundenen Steuervergünstigungen nicht auf 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, mit denen sich die gemeinnützigen 
Körperschaften am allgemeinen Wirtscheiftsleben beteiligen und mit 
denen sie im Wettbewerb zu steuerpflichtigen Unternehmen der gewerb- 
lichen Wirtschaft stehen. Bei Basaren handelt es sich um derartige wirt- 
schaftliche Geschäftsbetriebe. Die gemeinnützigen Körperschaften 
unterliegen damit wie gewerbliche Unternehmen der normalen Besteue- 
rung. 

Bei der steuerlichen Abzugsfähigkeit. von Spenden für steuerbegünstigte 
Zwecke, die mit der Besteuerung wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
gemeinnütziger Körperschaften in keinem rechtlichen Zusammenhang 
steht, sind ebenfalls keine Veränderungen eingetreten. 


8. Abgeordneter Wie hoch wird im Jahr 1988 der Betrag sein, den 

Poß jeder Steuerzahler durchschnittlich weniger 

(SPD) Steuern im Jahr auf Grund der Steuersenkung 

1988 zahlen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häiele 
vom 28. Februar 1987 

Nach dem Steuersenkungsgesetz 1986/88 werden in der 2. Stufe 1988 die 
Grenzsteuersätze des Einkommensteuertarifs ermäßigt. Dadurch wird 
jeder progressiv besteuerte Steuerzahler um durchschnittlich rund 
650 DM entlastet. Im Einzelfall kann die Entlastung je nach Höhe des 
Einkommens und je nach Familienstand höher oder niedriger ausfallen. 
Das Steuersenkimgsgesetz 1986/88 büdet mit den Entlastungen der 
1 . Stufe des Jahres 1986 eine Einheit. 

9. Abgeordneter 

Huonker 

(SPD) 


10. Abgeordneter 

Huonker 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung Auffassungen, wonach 
Steuersenkungen nur dann leistungsgerecht und 
sozial ausgewogen seien, wenn auf die Senkung 
des Spitzensteuersatzes bei der Einkommensteu- 
er verzichtet wird (vgl. z. B. CDU- Generalsekre- 
tär Dr. Geißler laut „Die Welt" vom 18. Februar 
1987)? 

Kann die Bundesregierung zusichern, daß bei 
der geplanten Einkommensteuersenkung die 
prozentuale Entlastung gemessen an der bisheri- 
gen Steuerschuld bei Durchschnittsverdienem 
mindestens ebenso hoch ist wie bei Spitzenver- 
dienem? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Die Koalitionsparteien haben die Eckpunkte einer Wachstums- und lei- 
stungsfördernden sowie sozial ausgewogenen Steuerreform festgelegt. 
Fragen nach genauen Einzelheiten der Einkommensteuersenkung lassen 
sich erst beantworten, wenn die neue Bundesregierung den konkreten 
Gesetzentwurf erarbeitet hat. 


11. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


12. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


13. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Die Koalitionsparteien haben die Eckpunkte einer Wachstums- und lei- 
stungsfördernden sowie sozial ausgewogenen Steuerreform festgelegt. 
Der vorgesehene Einkommensteuertarif sieht eine Entlastung aller Steu- 
erzahler vor. Der neue Tarif wird auch insbesondere die mittelständi- 
schen Betriebe entlasten und damit ihre Investitions kraft stärken. 

Fragen nach genauen Einzelheiten der Einkommensteuersenkung lassen 
sich erst beantworten, wenn die neue Bundesregierung den Gesetzent- 
wurf erarbeitet hat. 

Die Zahl der Steuerpflichtigen, die mit ihrem Einkommen in dem Bereich 
des Einkommensteuertarifs liegen, in dem der Grenzsteuersatz 56 v. H. 
beträgt (obere Proportionalzone), ist nach der vorliegenden Einkommen- 
steuerstatistik 1980 auf rund 150 000 zu veranschlagen. Die Zahl der darin 
enthaltenen Einzelunternehmer läßt sich wegen mangelnder statistischer 
Unterlagen nicht abschätzen. 


Wie viele Einkommensteuerzahler (getrennt 
nach Ledigen und Verheirateten) werden durch 
die Einführung des linear-progressiven Tarifs 
entlastet? 


Wie viele Einzelunternehmer liegen derzeit mit 
ihrem Einkommen in dem Bereich, in dem sie bei 
der Einkommensteuer einen Grenzsteuersatz 
von 56 V. H. zu zahlen haben, und wie hoch ist 
die entsprechende Zahl für diejenigen Einzelun- 
ternehmer, die einen Durchschnittssteuersatz 
von 53 V. H. oder mehr zu zahlen haben? 


Welcher Steuerausfall würde sich nach den Mo- 
deUrechnungen des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen bei einer Absenkung des Einkommen- 
steuer-Spitzensteuersatzes von derzeit 56 v. H. 
auf 53v. H., 52v. H., 50v. H., 49 v. H. und 
48 V. H. ergeben, und von welchen Eck werten 
für den Tarif verlauf wird hierbei ausgegangen? 


14, Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Aussage, der Bund habe seine Neuver- 
schuldung um gut ein Drittel von 37,2 MiUiarden 
DM in 1982 auf 23 Milharden DM 1986 reduziert, 
nur dann richtig ist, wenn der Bundesbankge- 
winn 1986 in Höhe von 12,7 MiUiarden DM und 
die Erlöse aus Verkäufen von Bundesvermögen 
in Höhe von 1 Milharde DM nicht als eine Art 
von Kreditaufnahme bezeichnet werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Voss 
vom 27. Februar 1987 

Bei der Abführung des Bundesbankgewinns und bei den Erlösen von 
Verkäufen von Bundesvermögen handelt es sich nach dem für Bund und 
Länder geltenden Gruppierungsplan nicht „um eine Art von Kreditauf- 
nahme", sondern um Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit bzw. 
Einnahmen aus Vermögensveräußerungen des Bundes. 


15. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß bei Fortfall des Bundesbankgewinns von 
12,7 Milliarden DM 1986 und Fortfall der Erlöse 
aus Verkäufen von in Bundeshand befindlichen 
Aktien in Höhe von 1 Milliarde DM die Netto- 
kreditaufnahme 1986 38,7 Milliarden DM und 
damit noch 500 Millionen DM höher liegt als 
1982? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 27. Februar 1987 

Ihre Annahme ist rein hypothetisch. Es kann nicht unterstellt werden, daß 
bei Fortfall des Bundesbankgewinns und der genannten Verkaufserlöse 
alle übrigen Daten unverändert geblieben wären. 


16. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Kreditinstituten vorzu- 
schreiben, zu welchem Zeitpunkt Gutschriften oder Belastungen auf 
Privatgirokonten zu verbuchen sind. Ein gesetzlicher Eingriff in die Zins- 
und Gebührengestaltung der Kreditinstitute, zu der auch ihre Wertstel- 
lungsregelungen gehören, würde dem Grundsatz der Bundesregierung 
widersprechen, daß sich die Bedingungen im Kreditgewerbe im Wett- 
bewerb frei entwickeln sollen (vgl. Antwort des Staatssekretärs 
Dr. Tietmeyer vom 27. März 1986 auf Ihre schriftliche Anfrage, 
Drucksache 10/5282). 

Zahlreiche Beschwerden und sonstige Eingaben zur Frage der Wertstel- 
lung von Belastungen und Gutschriften hatten das Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen im Jahre 1982 veranlaßt, an den Zentralen Kreditaus- 
schuß heranzutreten. Die Kreditinstitute haben daraufhin ihre Wertstel- 
lungsregelungen in das seinerzeit neu geschaffene Preisverzeichnis auf- 
genommen. Damit ist den Bankkunden die Möglichkeit gegeben, sich 
über die Wertstellungsregelungen der Institute zu informieren, sie mit- 
einander zu vergleichen und sich für die ihnen zusagende Kontoverbin- 
dung zu entscheiden. 

Die Erwartung, daß die größere Übersichtlichkeit zu einem Abgehen von 
schwer verständlichen und nicht zu begründenden Wertstellungsrege- 
lungen führen würde, hat sich nur zum Teü erfüllt. Wie die im Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen eingehenden Beschwerden zeigen, sind 
Wertstellungsregelungen verbreitet, die nicht mit dem tatsächlichen Zu- 
beziehungsweise Abfluß der Mittel bei den Kreditinstituten übereinstim- 
men. Nicht selten ist die Folge solcher Wertstellungen, daß sich eine 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die von den Kreditinstitu- 
ten durch Vor- bzw. Rückdatierung bei der Wert- 
stellung verursachten heimlichen Zinsbelastun- 
gen der Bankkunden zu beseitigen? 
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Kreditinanspruchnahme ergibt und der Kunde dafür Sollzinsen - unter 
Umständen auch Überziehungsprovision - zu zahlen hat, ohne daß der 
Kontoauszug einen Sollsaldo aufweist. 

Diese Beschwerden und Eingaben haben das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen veranlaßt, erneut an den Zentralen Kreditausschuß heranzu- 
treten. Mit Schreiben vom 17. Februar 1987 hat das Amt darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß es mit einer ordnungsgemäßen Abwicklung des Zah- 
lungsverkehrs nicht zu vereinbaren sei, wenn Zahlungsvorgänge eine 
Wertstellung erhielten, die einer sachlichen Grundlage entbehrten. 


17. Abgeordneter Was hat der Bundesminister der Finanzen unter- 

Dr. Spöri nommen, bzw. was gedenkt der Bundesminister 

(SPD) der Finanzen zu unternehmen, um entsprechend 

der vom Deutschen Bundestag am 11. Dezember 
1986 einmütig verabschiedeten Beschlußemp- 
fehlung darauf hinzuwirken, daß Vereini- 
gungen, die sich in ihrem Namen oder ihrer 
Satzung auf Personen oder Organisationen der 
nationalsozialistischen Bewegung beziehen, 
nicht als gemeinnützig anerkannt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 


Der Bundesminister der Finanzen hat die Finanzminister (-Senatoren) der 
Länder unverzüghch über die Entschheßung des Deutschen Bundestages 
vom II. Dezember 1986 unterrichtet und beabsichtigt, die Entschließung 
in Kürze mit den Vertretern der obersten Finanzbehörden der Länder zu 
erörtern. 

18. Abgeordneter Für welches Jahr plant die Bundesregierung 

Dr. Spöri nach 1988 eine erneute Änderung des Einkom- 

(SPD) mensteuertarifs? 


19. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Trifft es zu, daß nach Berechnungen des Bundes- 
ministeriums der Finanzen für die Koalitionsver- 
handlungen eine Senkung des Spitzensteuersat- 
zes bei der Einkommensteuer auf 53 v. H. ver- 
bunden mit der Einführung des sogenannten h- 
near-progressiven Tarifs und einer Minderung 
des Eingangssteuersatzes auf 19 v. H. zu Steuer- 
ausfällen in Höhe von rund 48 Milliarden DM 
führen würde (vgl. „Die Welt" vom 18. Februar 
1987), und wenn ja, für welches Jahr güt diese 
Steuerausfallberechnung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 


Die Vereinbarung der Koalitionsparteien zur Steuerreform sieht vor, den 
neugestalteten leistungsfördernden und sozial ausgewogenen Einkom- 
mensteuertarif zum 1, Januar 1990 einzuführen. Die vereinbarte Tarifre- 
form wird “ einschließhch Anhebung des Grundfreibetrags - berechnet 
für das Jahr 1990 zu Steuerausfällen von rund 38 Milliarden DM führen. 
Die Einzelheiten der Steuerreform werden von der neuen Bundesregie- 
rung festgelegt. 

20. Abgeordneter Welcher Steuerausfall würde sich bei einer An- 

Dr. Wieczorek hebung des Grundfreibetrags um 500 DM, 

(SPD) 750 DM, 1 000 DM oder 2 000 DM ergeben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Eine Erhöhung des Grundfreibetrags um jeweils 100 DM/200 DM {Allein- 
stehende/Verheiratete) würde bei einem Eingangssatz von 22 v. H. zu 
Steuerausfällen in einer Größenordnung von rund 700 Millionen DM 
führen. 


21. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Zu welchem Steuerausfall würde die Einführung 
eines sogenannten hnear-progressiven Tarifs 
1990 führen, wenn an dem bisherigen Beginn 
und Ende der Progressionszone sowie an der 
Höhe des Spitzensteuersatzes von 56 v. H. fest- 
gehalten würde? 


22. Abgeordnete 

Frau 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Wie viele Einkommensteuerzahler (getrennt 
nach einzeln und zusammen veranlagten Perso- 
nen) würden von der -isohert betrachteten - 
Einführung eines sogenannten linear-progressi- 
ven Tarifs nicht profitieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Die Einführung eines hnear-progressiven Einkommensteuertarifs unter 
den von Ihnen genannten Annahmen würde 1990 zu Steuerausfällen von 
23,6 MiUiarden DM führen. 

Die von den Koahtionsparteien vereinbarte leistungsfördemde und sozial 
ausgewogene Steuerreform sieht eine Entlastung aller Steuerzahler und 
nicht nur der Steuerpflichtigen in der Progressionszone vor. 


23. Abgeordnete 

Frau 

Simonis 

(SPD) 


Trifft es zu, daß eine Erhöhung des Grundfreibe- 
trags um 500 DM bei gleichzeitiger Streichung 
des Arbeitnehmerfreibetrags von 480 DM für die 
Arbeitnehmer insgesamt zu einer zusätzhchen 
Steuerbelastung führen würde? 


24. Abgeordnete 

Frau 

Simonis 

(SPD) 


Welche Steuermehreinnahmen würden sich bei 
der von der Bundesregierung beabsichtigten 
Streichung des Arbeitnehmerfreibetrags von 
derzeit 480 DM ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Die Koahtionsvereinbarung zur Steuerreform sieht keine Streichung des 
Arbeitnehmerfreibetrages vor. 


25. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Trifft es zu, daß ein von Bundesfinanzminister 
Dr. Stoltenberg vorgelegtes Modell die Erhö- 
hung des Grundfreibetrags um 540 DM bei 
gleichzeitiger Abschaffung des Arbeitnehmer- 
freibetrags von 480 DM vorsieht (vgl. „Die Welt“ 
vom 18. Februar 1987)? 
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26. Abgeordneter 
Kirschner 
(SPD) 


Trifft es zu, daß durch eine Erhöhung des Grund- 
freibetrags alle Einkommensteuerzahler entla- 
stet würden, während durch die Einführung 
eines sogenannten hnear-progressiven Tarifs nur 
ein Teil der Einkommensteuerzahler entlastet 
würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 28. Februar 1987 

Die Koahtion von CDU/CSU und FDP hat eine Anhebung des Grundfrei- 
betrags um 1 080 DM/2 160 DM beschlossen. Die Vereinbarung sieht 
keine Abschaffung des Arbeitnehmerfreibetrags vor. 

Durch die beabsichtigte Steuerreform werden alle Steuerzahler entlastet. 


27. 


Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Welchen Anteil (in Prozent) hatte, und wie hoch 
(absolut) war der Anteü der Investitionen im je- 
weiligen Bundeshaushalt seit 1976 und in den 
Einzelplänen 09 und 12 insgesamt? 


28. Abgeordneter 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Ausgaben für Subventionen 
im Bundeshaushalt (prozentual und absolut) seit 
1976? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. März 1987 

Die Beträge (in Milliarden DM) und Prozent- Anteüe ergeben sich für 
beide Fragen aus der nachfolgenden Übersicht. 



Bundeshaushalt 

Einzelplan 09 


Ausgaben 

Invest. Ausgaben 

Ausgaben 

(Ist) 

Invest. Ausgaben 


insgesamt 


v. H. der 


V. H. der 


(Ist) 

Betrag 

Ausgaben 

Betrag 

Epl. Ausg. 

1976 

162,5 

22,3 

13,7 

2,6 

1,1 

43,8 

1977 


23,8 

13,8 

2.8 

Irl 

38,6 

1978 

189,5 

28,0 

14,8 

4,0 

1,4 

33,8 

1979 

203,4 

32,9 

16,2 

4,6 

1,4 

31,0 

1980 

215,7 

31,5 

14,6 

5,7 

2,1 

37,1 

1981 

233,0 

30,5 

13,1 

5,6 

2,0 

35,3 

1982 

244,6 

32,0 

13,1 

4,6 

1,6 

35,5 

1983 

246,7 

31.3 

12,7 

3,9 

1.2 

30,4 

1984 

251,8 

33,6 

13,3 

5,4 

1.1 

20,3 

1985 

257,1 

33,4 

13,0 

4,7 

1,2 

25,1 

1986 

261,5 

32,8 

12,5 

4,7 

1,1 

23,3 
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Einzelplan 12 

Subventionen (Finanzhilfen) 
im Bundeshaushalt^) 

Ausgaben 

(Ist) 

Invest, Ausg. i 

Betrag 

V. H. der 
Epl. Ausg. 

Ausgaben 

(Ist) 

V. H. der Ge- 
samtausgaben 

1976 

19,6 

9,1 

46,3 

11,9 

7,3 

1977 

21,5 

. 10,5 

48,7 

13,3 

7,7 

1978 

24,6 

11,7 

47,3 

12,7 

6,7 

1979 

26,4 

13,5 

51,0 

12,7 

6,2 

1980 

24,3 

11,9 

49,1 

13,5 

6,3 

1981 

24,4 

11,4 

46,8 

13,6 

5,8 

1982 

25,1 

11,9 

47,5 

13,2 

5,4 

1983 

24,8 

11,7 

47,0 

13,0 

5,3 

1984 

24,9 

11,7 

47,0 

13,6 

5,4 

1985 

25,3 

12,4 

49,0 

13,4^) 

5,2^) 

1986 

25,4 

12,9 

50,8 

14,2^) 

5,4^) 


Nach der Haushaltssystematik des Bundes sind rund 30 v. H. der Finanzhilfen 
(z. B. Investitionszuschüsse und Darlehen) zugleich investive Ausgaben. 

Ab 1985 hat der Bund im Zuge der Entflechtung der Mischfinanzierung 
bisherige Subventionszahlungen der Länder für Wohnungsbauprämie und 
Wohngeld übernommen; dadurch hat sich das Subventionsvolumen des Bun- 
des um rund 800 MiUionen DM oder rund 0,3 v. H. der Bundesausgaben 
erhöht. 


29. Abgeordneter 

Westphal 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung unter bank- 
aufsichtsrechtlichen Gesichtspunkten die Tatsa- 
che, daß die Länder Schleswig-Holstein und Nie- 
dersachsen indirekt über Finanzierungsgesell- 
schaften auf den Cayman-Inseln unter Beteili- 
gung deutscher Banken am Euromarkt als 
Schuldner auftreten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 4. März 1987 

Im April und im Mai 1986 haben die von Ihnen angesprochenen Länder 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein sich Kapital über sogenannte 
Teilzahlungsanleihen beschafft. Emissionsinstitut war eine deutsche 
Großbank. Emittent der Anleihe war die German State Securities mit Sitz 
auf den Cayman-Inseln. 

Die Emissionen über jeweils 300 Milhonen DM waren durch Schuld- 
scheine der Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein gesichert. 

Die Länder haben diese Form der Kapitalaufnahme mit den beteihgten 
Banken selbständig verhandelt. Andere Bundesländer haben vergleich- 
bare Formen gewählt. 

Die Cayman-Inseln werden wie die Bahamas, Hongkong, die niederlän- 
dischen Antillen, Panama und Singapur zu den sogenannten Offshore- 
Zentren gerechnet. Die dort angelegten Gelder werden in der Regel nicht 
an gebietsansässige Nichtbanken dieser Zentren ausgehehen, sondern 
ins Ausland weitergeleitet. Das Vorhandensein dieser Finanzzentren 
wird durch das Fehlen von Mindestreserveregelimgen begünstigt, so daß 
grundsätzhch die dortigen Unternehmen das Einlagen- und Kreditge- 
schäft zu günstigeren Konditionen als in der Bundesrepubhk Deutschland 
betreiben können. 

Unter bankaufsichtsrechthchen Gesichtspimkten bestehen für die Bun- 
desregierung in diesöm Fall jedoch keine Einwirkungsmöghchkeiten auf 
die an dem Geschäft beteihgten Banken. 
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Vorrangiges Ziel der Bankaufsicht ist die Sicherung der den Kreditinstitu- 
ten anvertrauten Vermögenswerte. Die auf die besonderen Risiken des 
Kreditgewerbes abgestellten bankauf sichtlichen Ordnungsvorschriften 
stecken nur den Rahmen ab, unter dessen Beachtung die Geschäftslei- 
tungen in eigener Verantwortung die allgemeine Geschäftspolitik und 
die Gestaltung der einzelnen Bankgeschäfte bestimmen können. Bei der 
hier vorliegenden Geschäftsgestaltung und der Absicherung des 
Geschäfts durch die Schuldscheine der Länder sind Risiken für die 
Sicherung der den beteiligten Banken anvertrauten Vermögenswerte 
nicht erkennbar. 


30. Abgeordneter Entstehen den beteiligten deutschen Banken 

Westphal Vorteile bei der Besteuerung des Ertrags aus 

(SPD) diesen Geschäften, und wie ist gegebenenfalls 

die Beteiligung deutscher Bundesländer an der 
Umgehung der deutschen Steuerpflicht zu beur- 
teilen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 4. März 1987 

Die Bundesregierung kann sich über die steuerlichen Verhältnisse ein- 
zelner Unternehmen wegen des Steuergeheimnisses (§ 30 Abgabenord- 
nung) nicht äußern. 

Im Rahmen von Betriebsprüfungen werden die steuerlichen Folgen von 
Gestaltungen, wie sie Gegenstand Ihrer Anfrage sind, auf Grund beste- 
henden Rechts eingehend überprüft. Bis dahin ist anzunehmen, daß eine 
Beteiligung deutscher Bundesländer an einer Umgehung der deutschen 
Steuerpflicht nicht vorliegt. 


31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung inzwischen bereit, ihrer 

Müntefering Mitverantwortung entsprechend den Bimdeslän- 

(SPD) dem ab 1988 als Äquivalent für die entfallende 

„Mischfinanzierung Städtebauförderung" jähr- 
lich zusätzlich 1 Müliarde DM zu zahlen und 
damit der besonderen Bedeutung der Sanierung 
und Entwicklung unserer Städte Rechnung zu 
tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 4. März 1987 

Die Bundesregierung sieht in der Städtebauförderung eine wichtige 
Aufgabe. Es handelt sich aber dabei um eine Aufgabe der Länder und 
Gemeinden, an denen sich der Bund nach einem gemeinsamen Beschluß 
der Regierungschefs von Bund und Ländern ab 1988 nicht mehr beteili- 
gen wird. Die Bundesregierung hat zwar für 1986 und 1987 ausnahms- 
weise die Finanzhilfen für den Städtebau auf je 1 Milliarde DM auf ge- 
stockt, insbesondere um der Bauwirtschaft eine verlängerte Übergangs- 
zeit zur Strukturanpassung zu bieten. Geschäftsgrundlage für diese ein- 
malige Aufstockung war von Anfang an die Absprache mit den Ländern, 
daß diese Sonderleistungen nicht in die beim Abbau der Mischfinanzie- 
rung zu treffende Ausgleichsregelung einzubeziehen sind. An dieser 
Auffassung hält die Bundesregierung unverändert fest. Über die Aus- 
gleichsregelung im einzelnen wird zur Zeit zwischen Bund und Ländern 
verhandelt. 
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32. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Worauf ist es zurückzuführen, daß insbesondere 
im Bereich der Oberfinanzdirektion Karlsruhe in 
letzter Zeit mehrfach Unregelmäßigkeiten bei 
der Rückerstattung von Umsatz- und Einkom- 
mensteuer aufgetreten sind, und ist dies sympto- 
matisch für das ganze Bundesgebiet? 


33. Abgeordneter 

Dr. Friedmann 


(CDU/CSU) 


Auf welche Höhe schätzt der Bundesminister der 
Finanzen den Schaden, der auf diese Weise bis- 
her dem Fiskus entstanden ist, und wer trägt die 
Verantwortung für das offensichtlich seit Umstel- 
lung auf EDV nicht mehr funktionierende Kon- 
troUsystem? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 4. März 1987 

Ihre Fragen beantworte ich nach Rückfragen beim Finanzministerium 
Baden-Württemberg wie folgt: 

Im Lande Baden- Württemberg waren im Jahr 1985 einzelne Unregelmä- 
ßigkeiten aufgetreten. Eine daraufhin vom Finanzministerium Baden- 
Württemberg eingesetzte außerordentliche Kassenprüfung hat kürzlich 
mit intensiver EDV- Unterstützung im Oberfinanzbezirk Stuttgart einen 
und im Oberfinanzbezirk Karlsruhe vier weitere Fälle von Unregelmäßig- 
keiten aufgedeckt. Die Schadenshöhe steht noch nicht endgültig fest, 
könnte jedoch mehrere 100 000 DM betragen. Die außerordentliche Kas- 
senprüfung wird etwa in einem Jahr beendet sein. 

Die neu aufgedeckten Fälle betreffen im Veranlagungsverfahren erschli- 
chene Erstattungen von Einkommen- und Kirchensteuer, in einem Falle 
auch von Umsatzsteuer. Sie sind dadurch gekennzeichnet, daß die Täter 
eine beachtliche kriminelle Energie aufgewandt haben, um die vorhan- 
denen Ko ntroUm aßnahmen auszuschalten. 

An der Hardware und Software der Computer wurden keine Verände- 
rungen vorgenommen. Die Straftaten geschahen im personellen und 
organisatorischen Feld des Besteuerungsverfahrens. 

Das Finanzministerium Baden-Württemberg prüft derzeit, ob und inwie- 
weit neben den schon vorhandenen noch weitere Kontrollmaßnahmen 
eingeführt werden sollen. 

Der Bundesminister der Finanzen, der für die Dienstaufsicht in den 
Finanzämtern nicht verantwortlich ist, erörtert ihm bekanntgewordene 
Unregelmäßigkeiten im Wege des Erfahrungsaustausches über die 
Abwehrmöglichkeiten in Sitzungen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder. Der dabei erworbene Kenntnisstand läßt es nicht zu, die in 
den Oberfinanzbezirken Stuttgart und Karlsruhe festgestellten Fälle für 
das ganze Bundesgebiet zu verallgemeinern. 


34. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Poß eine Kreditfinanzierung von 2,1 v. H. des Brutto- 

(SPD) Sozialprodukts für die kommenden Jahre bis 

1990, die für 1990 eine staatliche Neuverschul- 
dung von rund 50 Milliarden DM bedeutet, eine 
„finanzpolitisch angemessene" ist, wie dies z. B. 
auch das Institut der Deutschen Wirtschaft an- 
nimmt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 4. März 1987 

Die Festlegung der vom Institut der Deutschen Wirtschaft als „finanzpo- 
litisch angemessen" bezeichneten staatlichen Neuverschuldung in Höhe 
von 2,1 V. H. des Bruttosozialprodukts ist aus dem Konzept des Sachver- 
ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschafthchen Entwicklung 
übernommen. Der Sachverständigenrat hat diese Relation einer „Normal- 
verschuldung" aus dem gesamtwirtschafthchen und finanz wirtschaftli- 
chen Datenkranz des Jahres 1985 abgeleitet. Die Bundesregierung sieht 
darin auch eine Bestätigung ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik. Aller- 
dings werden im wissenschaftlichen Bereich darüber hinaus eine Reihe 
anderer Konzepte zur Messung der gesamtwirtschaftlichen Wirkungen 
der öffentlichen Haushalte diskutiert. Die einzelnen Ergebnisse weisen 
eine beträchtliche Spannbreite auf. 

Die Beurteilung der angemessenen Höhe der Neuverschuldung kann 
nicht ausschließlich an Hand schematisch bestimmter Kennziffern und 
Relationen erfolgen. Dies muß vielmehr gemäß der jeweüigen gesamt- 
wirtschaftlichen und haushaltspolitischen Situation geschehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


35. Abgeordneter Welche EG-Programme gibt es für die Wirtschaft 

Hinsken insgesamt und für den Mittelstand insbesondere, 

(CDU/CSU) und tangieren EG -Zuschüsse Bundes- und Lan- 

desprogramme dahin gehend, daß diese um den 
von der EG bereitsgestellten Betrag jeweils re- 
duziert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. März 1987 

Es existiert eine Vielzahl von Fördermaßnahmen der EG, von denen auch 
mittelständische Unternehmen profitieren. Ob und inwieweit Beihilfen 
aus Bundes- und Landesprogrammen auf die bereitgestellten EG-Mittel 
angerechnet werden, ist bei bestimmten Programmen unterschiedlich 
geregelt. Dies hängt maßgeblich vom ^weck. Umfang und Ausgestaltung 
des für eine Kumulierung in Frage kommenden nationalen Programms 
ab. Sofern EG- oder nationale Fördermaßnahmen keine ausdrücklichen 
Regelungen zur Kumulation enthalten, können diese grundsätzlich 
nebeneinander in Anspruch genommen werden. Andere Regelungen 
sehen vor, daß ein Zuschuß der EG auf nationale Zuwendungen vollstän- 
dig oder teilweise anzurechnen ist. Eine exemplarische Darstellung der 
Kumulationsmöglichkeiten kann deshalb nicht gegeben werden. Dies 
wäre nur für die konkreten Einzelfälle mögÜch. Eine Besonderheit stellt 
der EG-Regionalfonds dar. Dessen Zuschüsse können zu den nationalen 
Regionalbeihilfen hinzukommen oder den nationalen Stellen, die Regio- 
nalförderung finanzieren, anteilig erstattet werden. Bund und Länder 
haben sich für das sogenannte Erstattungsverfahren entschieden. 

Über Fördermöglichkeiten der EG insgesamt weise ich auf die Broschüre 
„Beihilfen und Darlehen der Europäischen Gemeinschaft" hin. Ein Hand- 
buch über die „Maßnahmen der Europäischen Gemeinschaft zugunsten 
der kleinen und mittleren Unternehmen und des Handwerks" ist beim 
Bundesanzeiger, Köln, erhältlich. 


36. Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Wie viele Betriebe haben mit welchen Volumina 
in den letzten fünf Jahren (jeweils einzeln auf ge- 
führt) EG-Programme in Anspruch genommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. März 1987 

Eine Statistik über Unternehmen, die EG -Programme in Anspruch 
genommen haben, kann auf nationaler Ebene aus methodischen Grün- 
den nicht zur Verfügung gestellt werden, da gewährte Beihilfen der EG 
in vielen Fällen hier nicht erfaßt werden. Ich habe deshalb die EG- 
Kommission gebeten, mir die in Brüssel vorliegenden Angaben über uns 
betreffende Förderfälle zur Verfügung zu stellen. Sobald diese vorliegen, 
werden wir sie Ihnen übersenden. 


37. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war das Aufkommen aus der Aus- 
gleichsabgabe (Kohlepfennig) nach dem Jahr- 
hundertvertrag im Jahr 1981 in den einzelnen 
Bundesländern? 


38. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war das Aufkommen aus der Aus- 
gleichsabgabe (Kohlepfennig) nach dem Jahr- 
hundertvertrag im Jahr 1982 in den einzelnen 
Bundesländern? 


39. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war das Aufkommen aus der Aus- 
gleichsabgabe (Kohlepfennig) nach dem Jahr- 
hundertvertrag im Jahr 1983 in den einzelnen 
Bundesländern? 


40. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch war das Aufkommen aus der Aus- 
gleichsabgabe (Kohlepfennig) nach dem Jahr- 
hundertvertrag im Jahr 1984 in den einzelnen 
Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 4. März 1987 

Das Aufkommen aus der Ausgleichsabgabe (Kohlepfennig) wird in den 
Bundesdrucksachen der Rechnungslegung über das Sondervermögen 
des Bundes „Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes" 
veröffentlicht. 

In den Kalenderjahren 1981 bis 1984 gezahlte Zuschüsse 
und vereinnahmte Ausgleichsabgaben nach Bundesländern 


Zuschuß in 1 000 DM* ) 


Bundesland 

1981 

1982 

1983 

1984 

Schleswig-Holstein 

20383 

7 681 

7 346 

13 298 

Hamburg 

62 780 

30 918 

48531 

63 984 

Niedersachsen 

123 027 

183 209 

202 657 

233 686 

Bremen 

11713 

6714 

10 362 

11378 

Nordrhein-Westfalen 

784 649 

955 097 

880 255 

1 123 222 

Hessen 

52 920 

51991 

48 675 

63415 

Rh einland -Pfalz 

49 799 

61597 

69 238 

71466 

Baden-Württemberg 

233 563 

293 544 

479 094 

279776 

Bayern 

77 382 

72171 

147 373 

86145 

Saarland 

155 906 

73 456 

146133 

42 781 

Berlin 

69 934 

44 163 

58 909 

147 054 

Gesamt* * *) 

1 642 056 

1778 546 

2 098 573 

2136 208 
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Vereinnahmte Ausgleichsabgabe in 1 000 DM* * 


Bundesland 

1981 

1982 

1983 

1984 

Schleswig-Holstein 

56447 

64 493 

62 158 

62 158 

Hamburg 

71308 

73 041 

58440 

61303 

Niedersachsen 

195 989 

202 691 

189111 

205 163 

Bremen 

19446 

24 753 

23 591 

18436 

Nordrhein-Westfalen 

666 105 

700435 

695 577 

712 205 

Hessen 

140061 

159 062 

150 085 

149 652 

Rheinland-Pfalz 

106504 

119456 

114 075 

118630 

Baden-Württemberg 

231794 

255 442 

257 356 

253443 

Bayern 

255483 

289 995 

289597 

291806 

Saarland 

34 858 

36842 

57 879 

37 082 

Berlin 

48416 

50 587 

50 535 

44 439 

Gesamt***) 

1826431 

1976798 

1948404 

1954 321 


*) bezogen auf den Sitz des Unternehmens 
* * ) Auswertung nach dem Abgabesatz der Bundesländer (Soll-Stellungen) 
* * * ) Abweichungen durch Rundung einzelner Zahlen 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


41. Abgeordneter Was sind die wesentlichen Kriterien einer Agrar- 

Freiherr fabrik? 

von Schorlemer 
(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 26. Februar 1987 

Als „Agrarfabriken" werden größere Produktionsstätten bezeichnet, in 
denen vorzugsweise tierische Erzeugnisse in großen Mengen hergestellt 
werden, und zwar weitgehend ohne Bindung an selbstbewirtschaftete 
Flächen und meistens unter Einsatz von Lohnarbeitskräften. Demgegen- 
über ist der bäuerliche Familienbetrieb, auf den die agrarpohtischen 
Bemühungen der Bundesregierung in erster Linie ausgerichtet sind, 
dadurch charakterisiert, daß in der Regel eine enge Bindung der Viehhal- 
tung an den Boden besteht und Nutzflächen sowie Tierbestände im 
wesentlichen von Familienangehörigen bewirtschaftet werden. 

Auf „Agrarfabriken" treffen zumindest folgende Kriterien zu: 

1. Vorzugsweise bodenunabhängige Veredlung 

2. Spezialisierung auf meist nur einen Viehhaltungszweig mit großer 
Stückzahl 

3. Vorzugsweise Lohnarbeitskräfte 

4. Meistens steuerrechtliche Einstufung als Gewerbebetrieb. 


42. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Lowack Tierversuche statistisch zu erfassen, nachdem 

(CDU/CSU) die Novellierung des Tierschutzgesetzes Tier- 

versuche in der Regel genehmigungs- oder an- 
zeigepflichtig macht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 4. März 1987 

Die Bundesregierung ist bemüht, dem Anliegen der Öffentlichkeit, 
Zugang zu statistischen Informationen über Tierversuche zu erhalten, zu 
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entsprechen. Wegen fehlender Rechtsgrundlage war es bisher nicht mög- 
lich, statistische Angaben über diesen Bereich zu erheben und zu veröf- 
fentlichen. Um dem Mangel abzuhelfen, wird der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch § 9 a Abs. 2 des noveUier- 
ten Tierschutzgesetzes ermächtigt, durch Rechtsverordnung nüt Zustim- 
mung des Bundesrates Personen und Einrichtungen, die Tierversuche an 
Wirbeltieren durchführen, zu verpflichten, in bestimmten, regelmäßigen 
Zeitabständen der zuständigen Behörde Angaben über Art und Zahl der 
für die Versuche verwendeten Tiere und über die Art der Versuche zu 
melden, und das Melde- und Übermittlungsverfahren zu regeln. Diese 
Ermächtigung erfaßt sowohl genehmigungs- als auch anzeigepflichtige 
Tierversuche. 

Auch auf Grund des Artikels 13 der „Richtlinie des Rates vom 24. Novem- 
ber 1986 zur Annäherung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 
Mitgliedstaaten zum Schutz der für Versuche und andere wissenschaft- 
liche Zwecke verwendeten Tiere (86/609/EWG)'' ist die Bundesregierung 
verpflichtet, zu gegebener Zeit entsprechende statistische Informationen 
zu sammeln und, soweit möglich, in regelmäßigen Zeitabständen zu 
veröffentlichen. 

Eine entsprechende Rechtsverordnung wird vorbereitet. Voraussetzung 
für den Erlaß dieser Verordnung ist jedoch auch, daß die vorbereitete 
„Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung des Fünften 
Abschnitts und des § 15 Abs. 1 des Tierschutzgesetzes" - sie regelt den 
Bereich der Tierversuche - nach abschheßender Beratung mit den Län- 
dern ergeht. Die nach dieser Allgemeinen Verwaltungsvorschrift erfor- 
derlichen Angaben werden die Grundlage für die Tierversuchsstatistik 
sein. 

Auch der vom Deutschen Bundestag in seiner Entschließung vom 
17. April 1986 (Drucksache 10/5259) geforderte Gesetzentwurf über die 
Errichtung einer zentralen Datenbak für die Sammlung von Daten über 
Tierversuche muß in diesem Zusammenhang berücksichtigt werden. 

43. Abgeordnete Wie hoch belaufen sich die jährlichen Subven- 

Frau tionskosten für Raps in der Bundesrepublik 

Dr. Martiny Deutschland und in der gesamten EG, und wie 

(SPD) hoch sind die Erlöse der rapsproduzierenden Be- 

triebe in der Bundesrepublik Deutschland bzw. 
der EG? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 3. März 1987 

Die jährlichen Subvetionskosten, die die BALM für in der Bundesrepublik 
Deutschland geernteten Raps gezahlt hat, betrugen 


1984 

125,4 Millionen ECU 

( 280,9 

Millionen DM) 

1985 

110,4 MiUionen ECU 

( 246,2 

MiUionen DM) 

1986 

222,0 Millionen ECU 

( 493,0 

Millionen DM). 


In der Gemeinschaft beliefen sich die Subventionskosten 

1984 auf 416,7 Millionen ECU ( 933,40 Mülionen DM) 

1985 auf 643,8 Millionen ECU (1 435,67 Millionen DM) 

1986 auf 1 042,7 Millionen ECU (2 314,79 Millionen DM). 

Die Verkaufserlöse der rapsproduzierenden Betriebe in der Bundesrepu- 
blik Deutschland betrugen 

1984 647 Millionen DM, 

1985 717 Millionen DM und 

1986 860 Millionen DM (geschätzt). 
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Daten über die Verkaufserlöse der rapsproduzierenden Betriebe in der 
Gemeinschaft liegen nicht vor. 


44. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny 

(SPD) 


Wie sieht die mittelfristige Agrarfinanzplanung 
aus, insbesondere unter dem Aspekt der Kosten 
für nachvk/achsende Rohstoffe, und von welchen 
mutmaßlichen EG -Entscheidungen im Laufe der 
nächsten zwei bis drei Jahre wird diese Finanz- 
planung betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 3. März 1987 


Im Haushaltsplan für 1987 und der Finanzplanung bis 1990 sind folgende 
Ausgaben für den Agrarbereich vorgesehen: 



1987 

1988 1 1989 
- Millionen DM - 

1990 

Landwirtschaftliche 

Sozialpolitik 

4 776 

5000 

5190 

5380 

G emeinschaf tsauf gäbe 
„Verbesserung der 

Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" 

1490 

1400 

1375 

1350 

Sonstige Maßnahmen 
im Bereich der 

Landwirtschaft 

1528 

1580 

1455 

1450 

insgesamt 

7 794 
1 

7 980 

8020 

8180 


Ausgaben für „nachwachsende Rohstoffe werden im Zusammenhang 
mit Vorhaben der Ressortforschung geleistet. Sie sind überwiegend 
zusammen mit anderen Forschungsvorhaben in Sammeltiteln bzw. im 
Haushalt der Bundesforschungsanstalten (Kap. 10 10 des Epl. 10) mitver- 
anschlagt. Eine auf die Zukunft bezogene Aufteilung ist daher nicht 
möglich. Besondere Haushaltstitel sind vorgesehen für 



1987 

1988 

1989 

1990 



- Millionen DM - 


Forschungs- und 
Entwicklungsaufträge 





auf dem Gebiet der 

Produktions- und 

V erwendungsalternativen 

Zuschüsse zu den 

Betriebskosten der 
Versuchsanlagen zur 
Weiterentwicklung der 

Ver- und Bearbeitung 
nachwachsender Rohstoffe 

3 

4 

5 

6 

zu Eiweißen, Enzymen 
und anderen Stoffen 

5 

0 

0 

0 


Es läßt sich heute auch nicht annäherungsweise Vorhersagen, ob und in 
welchem Umfang sich mutmaßliche Entscheidungen, die von der EG in 
den nächsten zwei bis drei Jahren getroffen werden, auf den Agraretat 
des Bundes auswirken. 
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45. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny 

(SPD) 


Welche finanziellen Auswirkungen hat die in der 
Diskussion stehende neue Fettmarktordnung der 
EG für den deutschen Bundeshaushalt, und wel- 
che Kosten wird der Konsument durch die Preise 
der Produkte und der Steuerzahler durch weitere 
Subventionen zu tragen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 3. März 1987 

Direkte Auswirkungen auf den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten. 
Sollte der von der Kommission vorgeschlagene „Stabüisierungmechanis- 
mus für die Verbraucherpreise im Fettsektor" vom Rat beschlossen wer- 
den, müßten die aus der Fettabgabe anfallenden Einnahmen in voller 
Höhe nach Brüssel abgeführt werden. 

Die Kommission rechnet damit, daß die Fettabgabe zu jährhchen Einnah- 
men von rund 2,150 Milliarden ECU führt (1987: 533 Mülionen ECU). 
Nach vorläufigen Schätzungen müßten davon durch Verbraucher in der 
Bundesrepubhk Deutschland 435 Millionen ECU, das sind ca. 1 Milliarde 
DM, aufgebracht werden. 

Die Einnahmen sollen zur Finanzierung der Ausgaben im Fettsektor 
dienen. Für das Haushaltsjahr 1987 werden die Ausgaben in diesem 
Bereich auf rund 3 Milliarden ECU geschätzt. Die Differenz wäre aus dem 
Aufkommen der EG -Eigenmittel (MwSt-Eigenmittel, Abschöpfungen 
und Zölle) zu decken. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


46. Abgeordneter 

Lutz 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele der 
gemeldeten Arbeitslosen wegen der Vorschrift 
des § 134 Abs. 4 Satz 2 AFG keine Arbeitslosen- 
hilfe erhalten’, weü sie nur für Teilzeitarbeit zur 
Verfügung stehen, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung die genannte gesetzliche Vorschrift 
angesichts der Tatsache, daß Teilzeitarbeit oft 
die einzige Möghchkeit ist, Beruf und Familie 
miteinander zu vereinbaren? 


Antwort des Staatssekretärs Baden 
vom 3. März 1987 

Der Anspruch auf Arbeitslosenhilfe ist nach § 134 Abs. 4 Satz 2 Arbeits- 
förderungsgesetz nur dann ausgeschlossen, wenn der Arbeitslose nur 
Teüzeitbeschäftigungen ausüben kann, die auf dem erreichbaren 
Arbeitsmarkt nicht angeboten werden (Urteil des Bundessozialgerichts 
vom 21. Juh 1977 - 7 RAr 132/75, BSGE Bd. 44, 164). 

Diese Regelung entspricht dem Lohnersatzcharakter der Arbeitslosen- 
hüfe. Diese Leistung tritt an die Stelle des Arbeitsentgelts, das der 
Arbeitslose wegen der Arbeitslosigkeit nicht erzielen kann. Teilzeitar- 
beitnehmern, die nur zu Bedingungen arbeiten können, die auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt nicht üblich sind, ist der Arbeitsmarkt jedoch 
verschlossen. Die Bundesregierung hält die gesetzliche Regelung für 
sachgerecht. Es wäre nicht gerechtfertigt, Arbeitslosenhilfe, deren Dauer 
- anders als das Arbeitslosengeld - im Grundsatz nicht befristet ist, an 
Personen zu zahlen, denen der Arbeitsmarkt verschlossen ist. Dies käme 
einer Rentenleistung gleich. 
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Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele Arbeitslose wegen der 
Regelung des § 134 Abs. 4 Satz 2 Arbeitsförderungsgesetz keine Arbeits- 
losenhilfe erhalten. Es wird jedoch allgemein davon ausgegangen, daß 
die Zahl der betroffenen Personen nicht erheblich ist. Sie ist wegen der 
zunehmenden Zahl der angebotenen Teilzeit arb eit splätze mit Sicherheit 
rückläufig. 


47. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Trifft es zu, daß nach dem Willen der Bundesre- 
gierung trotz Neuregelung der Besteuerung des 
selbstgenutzten Wohneigentums bei Empfän- 
gern von Ausgleichsrente wie bisher der Nut- 
zungswert des Eigenheims als Einkommen an- 
gerechnet wird, und wie begründet die Bundes- 
regierung diese Benachteiligung einer bestimm- 
ten Gruppe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 4. März 1987 

Einkünfte aus Haus- und Grundbesitz sind nach der Verordnung zur 
Durchführung des § 33 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) bei der 
Feststellung der Ausgleichs- und Elternrenten zu berücksichtigen. Nach 
§12 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung errechnen sich die Einkünfte aus 
selbstgenutzten Einfamilienhäusern und aus selbstgenutzten Eigentums- 
wohnungen nach den jeweils geltenden Vorschriften des Einkommen- 
steuerrechts über den Nutzungswert der Wohnung im eigenen Einfarni- 
lienhaus. Damit wird auf § 21a Einkommensteuergesetz (EStG) verwie- 
sen. Diese Vorschrift ist jedoch nach § 52 Abs. 21 EStG in der ab 1. Januar 
1987 geltenden Fassung (vgl. Artikel 1 Nr. 12 des Wohnungseigentums- 
förderungsgesetzes vom 15. Mai 1986 - BGBl. 1 S. 730) letztmals für den 
Veranlagungszeitraum 1986 anzuwenden. 

Die Folgen, die sich daraus ergeben, werden unterschiedlich beurteüt. 
Die Prüfung ist noch nicht abgeschlossen. Nach Abschluß der Prüfung 
wird die Bundesregierung entscheiden, ob die für das Einkommensteuer- 
recht neu eingeführte Regelung auch für das Versorgungsrecht gelten 
soll. Eine etwa notwendig werdende Änderung von Vorschriften der 
Verordnung zur Durchführung des § 33 BVG sollte rückwirkend zum 
1. Januar 1987 in Kraft treten. 

Um eine Gleichbehandlung der Berechtigten zu erreichen, sind die Län- 
der durch Rundschreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung gebeten worden, vorläufig wie bisher zu verfahren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


48. Abgeordneter 

Hüser 

(DIE GRÜNEN) 


Ist im Rahmen des Ausbaus des Flugplatzes 
Hahn im Hunsrück oder für die Zukunft eine 
Trassenänderung der Bundesstraße 327 (Huns- 
rückhöhenstraße) im Bereich des Rugplatzes 
Hahn geplant, und gibt es Pläne oder Überle- 
gungen, in Zukunft Teile der Gemarkung des 
Dorfes Hahn in den Ausbau des Rugplatzes mit- 
einzubeziehen? 


49. Abgeordneter Ist eventuell daran gedacht, das Dorf Hahn aus- 

Hüser zusiedeln? 

(DIE GRÜNEN) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 27. Februar 1987 

Es gibt im Zusammenhang mit dem Ausbau des Flugplatzes Hahn keine 
Pläne zu einer Trassenänderung der Bundesstraße 327 (Hunsrückhöhen- 
straße) im Bereich des Flugplatzes. Es gibt auch keine Pläne oder Überle- 
gungen, in Zukunft Teile der Gemarkung des Dorfes Hahn in den Ausbau 
des Flugplatzes miteinzubeziehen. 

Es ist nicht daran gedacht, das Dorf Hahn auszusiedeln. 

50. Abgeordneter Weshalb und auf wessen Veranlassung werden 

Dr. Friedmann Militärgüter für die kanadischen Truppen am 

(CDU/CSU) NATO-Flugplatz Baden-Söllingen nicht mehr 

am Bahnhof Rastatt, sondern am Bahnhof Bühl 
verladen, und soll dies ein Dauerzustand sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 4. März 1987 


Die Ein-/Ausladungen der Eisenbahntransporte der 4th CANADIAN 
MECHANIZED BRIGADE GROUP wurden bis zum 30. September 1986 
im Güterbahnhof Rastatt durchgeführt. Auf Bitten des Regierungspräsi- 
denten in Karlsruhe erfolgen sie seither im Bahnhof Sölhngen (b. Rastatt) 
der Südwestdeutschen Verkehrs- Aktiengesellschaft (SWEG). 

Ein-/Ausladungen im Bahnhof Bühl (Baden) waren und sind nicht vorge- 
sehen. 


51. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Sind Meldungen zutreffend, daß das derzeit von 
der Bundes-Luftwaffe genutzte Gelände in Roth 
ohne förmliche Umwidmung der US-Army zur 
Teilnutzung überlassen werden soll, und wenn 
ja, wie wird die US-Army das Gelände nutzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 3. März 1987 

Meldungen, daß das derzeit von der Bundes-Luftwaffe genutzte Gelände 
in Roth ohne förmliche Umwidmung der US-Army zur Teilnutzung über- 
lassen werden soll, treffen nicht zu. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Famiiie, Frauen und Gesundheit 


52. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
März-Ausgabe 1987 des Umweltmagazins „Na- 
tur“ veröffentlichten Untersuchungsergebnisse 
über gesundheitsgefährdende hohe Nitrat-, Na- 
trium- und Arsengehalte in 121 von 240 unter- 
suchten Mineralwassermarken, und sieht die 
Bundesregierung die Notwendigkeit, die Ver- 
braucher über die Belastung von Mineralwasser 
durch Nitrat, Natrium, Fluorid oder organischen 
Halogenverbindungen durch eine Kennzeich- 
nungspflicht ausreichend zu informieren, um 
Gesundheitsgefährdungen insbesondere von 
Kleinkindern auszuschließen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 3. März 1987 

Die Zeitschrift „Natur" hat in ihrer März- Ausgabe die Mineralstoff ge- 
halte einer Reihe von natürlichen Mineralwässern gesundheitiich bewer- 
tet. Als Grundlage für diese Bewertung werden dabei diejenigen Grenz- 
und Richtwerte herangezogen, die für das vornehmhch auf Leitungswe- 
gen gelieferte Trinkwasser gelten. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß jedoch bei einer solchen 
Bewertung berücksichtigt werden, daß natürhche Mineralwässer im Ver- 
gleich zu Trinkwasser hinsichthch ihrer Gewinnung, Reinheit und 
Zusammensetzung besondere Anforderungen erfüllen müssen, die in der 
Mineral- und Tafelwasser- Verordnung festgelegt sind. 

Darüber hinaus ist zu beachten, daß sich die Verzehrsmengen von Trink- 
wasser im Vergleich zu natürhchem Mineralwasser erheblich unterschei- 
den. So werden nach Angaben des Ernährungsberichtes 1984 für Trinken 
und Kochen zwischen 3 Liter und 6 Liter Trinkwasser pro Person und Tag 
verwendet. Dagegen beträgt der tägliche durchschnittliche Verzehr an 
natürlichem Mineralwasser pro Person noch keine 0,2 Liter. Aus diesem 
Grund erscheint es nicht gerechtfertigt, bei natürlichen Mineralwässern, 
die im Gehalt einzelner Mineralstoffe über den für Trinkwasser empfoh- 
lenen Richtwerten liegen, von vornherein eine gesundheitliche Bedenk- 
lichkeit anzunehmen. 

Im übrigen kann sich der Verbraucher über die charakterisierenden 
Bestandteüe eines natürhchen Mineralwassers anhand des auf den 
Erzeugnissen angegebenen Analysen auszugs informieren. Natürliche 
Mineralwässer mit einem Flouridgehalt von mehr als 1,5 Milligramm pro 
Liter müssen deutlich sichtbar und leicht lesbar den Hinweis „fluoridhal- 
tig" tragen. Organische Halogenverbindungen dürfen in natürlichen 
Mineralwässern nicht enthalten sein. 

Wird statt Trinkwasser natürliches Mineralwasser zur Zubereitung von 
Säuglingsnahrung genommen, so sollten vorsorghch nur solche Erzeug- 
nisse verwendet werden, bei denen auf diese Eignung ausdrücklich 
hingevtiesen wird. Der Verbraucher dürfte in der Regel überfordert sein, 
bei natürlichen Mineralwässern auf Grund der Angaben bestimmter 
Mineralstoffe eine solche Entscheidung selbst zu treffen. 

Teüt die Bundesregierung, angesichts der Tatsa- 
che, daß Mineralwasser zunehmend anstelle von 
Leitungswasser getrunken und für die Zuberei- 
tung von Säuglingsnahrung benutzt wird, die 
Auffassung, daß die Mineral- und Tafelwasser- 
Verordnung nur dahin gehend überarbeitet wer- 
den muß, daß - wie in der Trinkwasser-Verord- 
nung - Grenzwerte für Nitrat, Natrium und orga- 
nische Halogenverbindungen vor geschrieben 
werden, und wie kann die Bevölkerung über für 
Säuglinge gefährlich hohe Kalium-, Fluorid- und 
Natriumgehalte in Mineralwasser informiert 
werden, wenn für diese Mineralwässer wegen 
eines niedrigen Nitratgehaltes mit dem Hinweis 
„geeignet für die Zubereitung von Säuglings- 
nahrung" geworben wird? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 3. März 1987 

Natürliche Mineralwässer werden vornehmlich als erfrischendes Getränk 
in den Verkehr gebracht. Sie eignen sich daher nicht in jedem Fall als 
vollständiger Ersatz für Leitungswasser. Würde man hinsichtlich ihres 


53. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 
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Mineralsstoffgehaltes die Einhaltung der Beschaffenheitsmerkmale für 
Trinkwasser vorschreiben, so würde die von vielen Verbrauchern 
geschätzte geschmackliche Vielfalt der deutschen Mineralwässer 
wesenthch eingeschränkt. 

Bereits bei der Umsetzung der Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1980 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitghedstaaten über die Gewin- 
nung und den Handel mit natürhchen Mineralwässern hat die Bundesre- 
gierung im Vorgriff auf künftiges Gemeinschaftsrecht für eine Reihe von 
chemischen Stoffen Grenzwerte festgelegt, die bei natürhchen Mineral- 
wässern nicht überschritten werden dürfen. Sie hatte die EG-Kommission 
aufgefordert, derartige Grenzwerte umgehend auch auf Gemeinschafts- 
ebene festzulegen. Die EG-Kommission hat hierzu bisher keine Vor- 
schläge erarbeitet. Die Bundesregierung wird jedoch bei den zu erwar- 
tenden Beratungen prüfen, ob auf Grund der sich zur Zeit ändernden 
Verzehrsgewohnheiten bei natürlichen Mineralwässern auch für weitere 
Stoffe, wie z. B. Natrium, Höchstmengen oder eine KenntÜchmachung 
bei Überschreitung eines Grenzwertes vorgeschrieben werden sollten. 

Schon jetzt darf bei natürhchen Mineralwässern auf die Eignung des 
Wassers zur Zubereitung von Säughngsnahrung nur unter einschränken- 
den Bedingungen hingewiesen werden. So darf bei derartigen Angaben 
der Gehalt an Natrium 20 mg/1, an Nitrat 10 mg/1, an Nitrit 0,02 mg/1 und 
an Fluorid 1,5 mg/1 nicht überschritten werden. 


54. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung generell das 

Dr. Holtz Problem, daß Lebensmittel und Medikamente an 

(SPD) die Dritte Welt gehefert werden, die unseren 

eigenen Quahtätsnormen nicht entsprechen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 4. März 1987 

Hinsichthch der Ausfuhr von Lebensmitteln ist zu bemerken: 

Nach § 8 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes (LMBG) 
dürfen Lebensmittel, deren Verzehr geeignet ist, die Gesundheit zu 
schädigen, nicht in den Verkehr gebracht werden. Diese Vorschrift, die 
dem Schutz der Verbraucher vor konkreten Gesundheitsgefahren dient, 
gilt nach § 50 LMBG auch für Lebensmittel, die zur Lieferung in Gebiete 
außerhalb des Geltungsbereichs des LMBG bestimmt sind. Die weiterge- 
hende Anwendung des LMBG und der nach dem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnungen auf zur Ausfuhr bestimmte Lebensmittel hat der 
Gesetzgeber nicht für geboten erachtet. Er hat sich dabei von dem 
allgemeinen Grundgedanken leiten lassen, daß insoweit das auf die 
innnerstaatlichen Gegebenheiten abgestellte Lebensmittelrecht nur den 
Schutz des Verbrauchers im Geltungsbereich des Gesetzes sicherstellen 
muß und daß es den anderen Staaten überlassen bleiben muß, welche 
Anforderungen sie an Lebensmittel stellen und wie sie die Erfüllung 
dieser Anforderungen bei Einfuhren gewährleisten wollen. 

Entsprechend den besonderen Gegebenheiten in den einzelnen Staaten, 
wie unterschiedliche klimatische Bedingungen oder Verzehrsgewohn- 
heiten, bestehen teilweise Unterschiede zwischen den einschlägigen 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften. So dürfen in anderen Staaten z. B. 
Lebensmittel mit in der Bundesrepublik Deutschland nicht zugelassenen 
Zusatzstoffen in den Verkehr gebracht werden. Bei diesen Gegebenhei- 
ten wäre es nicht sachgerecht, wenn die deutschen lebensmittelrechtli- 
chen Vorschriften generell auch auf zur Ausfuhr bestimmte Lebensmittel 
mit der Folge anwendbar wären, daß dem deutschen Lebensmittelrecht 
nicht entsprechende Lebensmittel selbst dann nicht ausgeführt werden 
könnten, wenn nach den Vorschriften des Bestimmungslandes das Inver- 
kehrbringen dort zulässig wäre. 
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Hinsichtlich des Arzneimittelexports in die Dritte Welt ist folgendes 
anzumerken: 

Herstellung und Qualitätskontrolle der für den Export bestimmten Arz- 
neimittel unterliegen in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich 
den gleichen Anforderungen wie die Herstellung und QuahtätskontroUe 
der Arzneimittel, die im Inland in den Verkehr gebracht werden. Das 
Arzneimittelgesetz sieht eine Herstellungserlaubnis auch für die Herstel- 
lung derjenigen Arzneimittel vor, die ausschheßhch für den Export vorge- 
sehen sind. Diese Erlaubnis wird unter den gleichen Bedingungen erteüt 
wie für die Herstellung von Arzneimitteln für den nationalen Markt. 
Außerdem ist durch die Betriebsverordnung für pharmazeutische Unter- 
nehmer vom 8. März 1985 sicherge stellt, daß alle Herstellerbetriebe bei 
der Herstellung und Qualitätskontrolle die Grundregeln der Weltgesund- 
heitsorganisation über die Herstellung von Arzneimitteln und die Siche- 
rung ihrer Quatität beachten müssen. Darüber hinaus gelten das Verbot 
nach § 5 des Arzneimittelgesetzes, bedenkliche Arzneimittel in den Ver- 
kehr zu bringen, sowie die Verbote zum Schutz vor Täuschung nach § 8 
des Arzneimittelgesetzes auch für solche Arzneimittel, die für den Export 
bestimmt sind. Die Einhaltung dieser Bestimmungen wird von den 
zuständigen Behörden der Bundesländer überwacht. Ich weise in diesem 
Zusammenhang darauf hin, daß die Überwachung der für den Export 
bestimmten Arzneimittel ein Schwerpunktthema der letztjährigen Ar- 
beitstagung der pharmazeutischen Überwachungsbeamten war. 

Im übrigen unterstützt die Bundesregierung die Entwicklungsländer in 
ihren Entscheidungen, indem sie auf Anfrage alle notwendigen Informa- 
tionen zur Verfügung stellt, die für eine sachgerechte Beurteilung der 
Verkehrsfähigkeit der Arzneimittel erforderlich sind. Die Bundesrepubhk 
Deutschland nimmt am Zertifikatsystem der Weltgesundheitsorganisa- 
tion über die Qualität pharmazeutischer Produkte im internationalen 
Handel teil. Soweit die Entwicklungsländer von diesem Zertifikatsystem 
Gebrauch machen, erhalten sie auf Grund des Zertifikats Informationen 
über die Bedingungen der Herstellung und Qualitätskontrolle der expor- 
tierten Arzneimittel sowie Mitteüung darüber, ob diese Arzneimittel in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassen oder gegebenenfalls aus 
welchen Gründen sie nicht zugelassen sind. Die Bundesrepubhk 
Deutschland hat sich zudem bereit erklärt, über die im Zertifikat vorgese- 
henen Angaben hinaus auf Anfrage auch Auskünfte über die Bedingun- 
gen zu geben, unter denen sich ein Arzneimittel hier im Verkehr befin- 
det, insbesondere über Verschreibungspflicht, Dosierung, Anwendungs- 
gebiete, Gegenanzeigen, Nebenwirkungen, Wechselwirkungen und 
Warnhinweise. Ferner meldet das Bundesgesundheitsamt alle Risiko- 
maßnahmen einschließlich des Widerrufs einer Zulassung der Weltge- 
sundheitsorganisation, die ihrerseits diese Informationen den Entwick- 
lungsländern zur Verfügung stellt. 

Die Bundesregierung wird sich auf der Basis der geltenden arzneimittel- 
rechtlichen Bestimmungen und unter Respektierung der Eigenverant- 
wortung der Entwicklungsländer weiterhin konstruktiv um eine Verbes- 
serung der Arzneimittelversorgung der Dritten Welt bemühen. 

Kann die Bundesregierung nach den ihr jetzt 
vorhegenden Erkenntnissen die Behauptung der 
Firma Hoechst bestätigen, daß sie hinsichtlich 
der unerwünschten Arzneimittelwirkung von 
Alival weder die ihr vorliegenden Erkenntnisse 
verschwiegen noch bagatellisiert habe? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 3. März 1987 

Die Bundesregierung hat in der Presseerklärung Nr. 1 1 des Bundesmini- 
sters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit vom 23. Januar 1987 zu 


55. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 
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den Vorgängen um AHval/Psyton Stellung genommen. Dort ist ausge- 
führt, daß das Bundesgesundheitsamt nicht hinnehmen durfte, daß die als 
Risikomaßnahme getroffene Einschränkung des Anwendungsbereichs 
vom pharmazeutischen Unternehmer in seiner Warnung an Ärzte und 
Apotheker (sogenannter Rote-Hand-Brief) so bagateUisiert wurde, daß 
die Empfänger das Ausmaß der Risiken und die Indikationseinschrän- 
kung nicht erkennen konnten. Dem ist auch im Hinblick auf anhängige 
zivilgerichtliche Auseinandersetzungen nichts hinzuzufügen. 

Trifft es zu, daß das amerikanische Repräsentan- 
tenhaus gegen die Firma Hoechst ermittelt und 
festgesteUt habe, daß die Firma Hoechst gegen 
das Arzneimittelgesetz der Vereinigten Staaten 
von Amerika insbesondere dadurch verstoßen 
habe, daß sie ihrer Meldepflicht über uner- 
wünschte Arzneimittelnebenwirkungen von No- 
mifensin nicht genügt habe, und welche Schluß- 
folgerungen beabsichtigt die Bundesregierung, 
aus diesem Tatbestand zu ziehen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 3. März 1987 

Die Bundesregierung hat veranlaßt, daß bei der US Food and Drug 
Administration (FDA) und dem amerikanischen Repräsentantenhaus 
Auskünfte über die Erkenntnisse eingeholt werden, die dort auf Grund 
der Meldungen des pharmazeutischen Unternehmers über unerwünschte 
Arzneimittelwirkungen von Nomifensin-haltigen Arzneimitteln vor- 
hegen. 

Über arzneimittelrechtiiche Folgerungen auf Grund künftiger Mitteilun- 
gen dieser Stellen kann z. Z. keine Aussage gemacht werden. 


56. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


57. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, aus Anlaß der 

Egert öffentlichen Diskussion in der Bundesrepublik 

(SPD) Deutschland um die Informationspraxis der 

Firma Hoechst in Sachen Alival im Interesse 
der Risikoabwehr die Kontrollpraxis des Bundes- 
gesundheitsamtes zu verändern bzw. zu ergän- 
zen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 3. März 1987 

Unabhängig von den Vorgängen um Nomifen sin- haltige Arzneimittel hat 
die Bundesregierung in ihrem inzwischen von den parlamentarischen 
Gremien verabschiedeten Entwurf einer zweiten Novelle zum Arzneimit- 
telgesetz die pharmazeutischen Unternehmer verpflichtet, jeden einzel- 
nen bekanntgewordenen Beobachtungsfall von unewünschten Wirkun- 
gen der zuständigen Zulassungsbehörde zu berichten. Diese erweiterte 
Berichtspflicht soll die Behörde in die Lage versetzen, nach der Zulassung 
ein Risikoprofil des einzelnen Arzneimittels aufzubauen, das eine aktu- 
elle Neubewertung der Nutzen-Risiko-Bilanz basierend auf den Anwen- 
dungserfahrungen ermöglicht. 

Im übrigen führt bereits die in der Beantwortung der Frage 55 erwähnte 
Pressemitteilung aus, daß das Bundesgesundheitsamt in Zukunft mit 
Nachdruck sicherstellen wird, daß Warnungen des pharmazeutischen 
Unternehmers an Ärzte und Apotheker (Rote-Hand-Brief) unmißver- 
ständlich und eindeutig auf die Verschärfung von Risiken hinweisen. Das 
Bundesgesundheitsamt selbst hatte schon in seinem Pressedienst Nr. 15/ 
86 vom 2. Juli 1986 an die Warnfunktion von Rote-Hand-Briefen erinnert. 
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58. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


Sind Pressemeldungen zutreffend, daß während 
des NATO-Manövers „Wintex" Zivildienstlei“ 
stende für Botendienste herangezogen werden 
sollen, und aus welchem Grunde hält die Bun- 
desregierung die Heranziehung von Zivüdienst- 
leistenden für ein NATO-Manöver für die Ablei- 
stung eines Friedensdienstes? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 4. März 1987 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einem Zivüdienstleistenden von 
seiner Dienststelle {Landratsamt) mitgeteilt worden ist, daß sein Einsatz 
als Bote bei der Wintex-Übung 1987 geprüft werde. Der Zivildienstlei- 
stende hat sich an das Ministerium gewandt und darum gebeten,' ihn von 
seiner Verpflichtung freizustellen, da er eine Teilnahme an einer militäri- 
schen Übung nicht mit seiner Gewissensentscheidung als Kriegsdienst- 
verweigerer vereinbaren könnte. 

Ein Zivildienstleistender hat zwar grundsätzlich alle Aufgaben zu über- 
nehmen, die ihm von seiner Dienststelle zugewiesen werden, diese 
müssen sich aber im Rahmen des Tätigkeitsbereichs halten, für den 
der Zivildienstplatz vom Bundesamt für den Zivildienst anerkannt wor- 
den ist. Das ist in diesem Fall der Umweltschutz. 

Vor allem aber gehört die Teilnahme an einer Wintex-Übung nicht zu den 
Tätigkeiten, die einem anerkannten Kriegsdienstverweigerer im Zivil- 
dienst übertragen werden dürfen. Darauf hat das Bundesamt für den 
Zivildienst inzwischen die Dienststelle hingewiesen. 

Die Verwaltung wird aus Fürsorge für die Zivildienstleistenden darauf 
achten, daß auch andere Dienststellen keine Zivüdienstleistenden zu 
Wintex-Übungen heranziehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


59. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Seehofer die Deutsche Bundesbahn in der Umgebung der 

(CDU/CSU) Bahnhöfe Parkflächen für die Berufspendler zur 

Verfügung stellen sollte, damit diese nicht die 
Parkmöglichkeiten in den umliegenden Wohn- 
gebieten zuparken müssen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 27. Februar 1987 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Einrichtung von Park- 
plätzen an Bahnhöfen geeignet ist, den Personenkraftwagen als Zubrin- 
ger sinnvoll mit dem öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu ver- 
knüpfen und die Attraktivität des ÖPNV zu erhöhen. Deshalb fördert der 
Bund nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz mit erheblichen 
Zuschüssen an die Kommunen den Bau sogenannter Park-and-Ride- 
Anlagen, obwohl dafür grundsätzlich die jeweiligen Straßenbaulastträger 
zuständig sind. Auch die Deutsche Bundesbahn (DB) stellt geeignete 
Grundstücke im allgemeinen unentgeltlich als Beitrag zum Park-and- 
Ride-System zur Verfügung. Aus kundendienstiichen Gründen und auf 
eigene Kosten richtet die DB darüber hinaus Parkplätze am Gleis dann 
ein, wenn sie damit rechnen kann, daß ihre Aufwendungen durch den 
erzielbaren zusätzlichen Verkehr abgedeckt werden. 
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60. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auf die Deutsche 

Seehofer Bundesbahn einwirken, daß die Parkplatzmisere 

(CDU/CSU) beim Hauptbahnhof Ingolstadt endlich kunden- 

freundlich gelöst wird (z. B. durch eine Parkgara- 
ge) und dabei für regelmäßige Bahnbenutzer 
auch kostenfreie Parkmöglichkeiten zur Verfü- 
gung gestellt werden? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 27. Februar 1987 

Die in der Antwort zu Ihrer ersten Frage erläuterten Grundsätze gelten 
auch für die Errichtung von weiteren Parkmöglichkeiten in Ingolstadt. 

Am Hauptbahnhof Ingolstadt stehen den Bahnreisenden z. Z. 160 Park- 
plätze (zusätzlich neun Stellplätze für IC-Reisende direkt am Bahnsteig) 
zur Verfügung. Dieses Angebot entspricht nach Aussage der Deutschen 
Bundesbahn (DB) in etwa der Nachfrage. Die DB ist bereit, darüber 
hinaus in ihrem Eigentum stehendes Gelände für den Bau von Parkplät- 
zen unentgeltiich zur Verfügung zu stellen. 

61. Abgeordneter Warum ist bei der Deutschen Bundesbahn der 

Freiherr Kauf von Buchengleisschwellen im Verhältnis zu 

von Schorlemer den Betongleisschwellen wesentlich zurückge- 

(CDU/CSU) gangen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 27. Februar 1987 

Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn (DB) wird bei hoher Bean- 
spruchung der Betongleisschwelle der Vorzug gegenüber der Buchen- 
gleisschwelle gegeben. 

Die Buchengleisschwelle ist außerdem sowohl im Beschaffungspreis als 
in den jährlichen Instandhaltungskosten - auch unter Berücksichtigung 
des Recyclings - wesentlich kostenaufwendiger. Aus den vorgenannten 
Gründen ist der Einsatz der Buchenschwelle bei der DB stetig zurückge- 
gangen auf einen Anteü von z. Z. etwa 1:3. 

62. Abgeordneter Trifft es zu, daß durch Eisgang mehr als 

Ewen 100 Leuchttonnen vertrieben und wahrschein- 

(SPD) lieh zerstört sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

Nein. Von 665 ausliegenden Leuchttonnen ist lediglich eine Leuchttonne 
vertrieben und zerstört worden. 

63. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Vertreiben hätte verhindert 

Ewen werden können, wenn die Tonnenleger und an- 

(SPD) dere Bergungsfahrzeuge rechtzeitig auch an 

einem Wochenende ausgelaufen wären, um die 
Bergung vorzunehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

Leuchttonnen werden bei beginnender Eisbildung aus Verkehrssiche- 
rungsgründen solange wie möglich auf Position gelassen. Das Vertreiben 
einiger Leuchttonnen - je nach Eislage - kann deshalb nicht verhindert 
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werden. Die Tonnenleger an Nord- und Ostsee haben, entsprechend den 
Notwendigkeiten z. T. im 24-Stunden-Betrieb, mit Überstunden und auch 
an Wochenenden so schnell gearbeitet, daß Leuchttonnen planmäßig 
und sicher geborgen werden konnten. 


Trifft es zu, daß eine die Mitarbeiter nicht zufrie- 
denstellende Regelung für Überstundenvergü- 
tungen bzw. Freizeitausgleich dazu geführt hat, 
daß die Fahrzeuge nicht rechtzeitig eingesetzt 
werden konnten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

'Nein. 

65. Abgeordneter Wie hoch ist der eingetretene Schaden? 

Ewen 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

Obwohl die Verhältnisse durch sehr schnelle Eisbüdung und starke Nord- 
Ost- Winde in diesem Jahr sehr schwierig waren, sind keine größeren 
Beschädigungen an Leuchttönnen als in früheren Eiswintem eingetreten. 

Sieht die Bimdesregierung die Notwendigkeit 
für den Bau einer Ostumfahrung von. Stuttgart- 
Vaihingen, um hierdurch die Stadtteüe Stutt- 
gart-Vaihingen und Stuttgart-Rohr vom Durch- 
gangsverkehr zu entlasten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

Der Bedarfsplan für die Bundesfemstraßen 1985, der Bestandteü des vom 
Deutschen Bimdestag beschlossenen Dritten Änderungsgesetzes zum 
Fernstraßenausbaugesetz vom 21. Aprü 1986 ist, enthält die Ostumfah- 
rung Stuttgart- Vaihingen als wesentiichen Teüabschnitt des geplanten 
Neubaus der Füderquerstraße (B 312) zwischen Stuttgart- Vaihingen 
(B 14) imd Stuttgart-Hedelfingen (B 10). 


66. Abgeordneter 
Haar 
(SPD) 


64. Abgeordneter 
Ewen 
(SPD) 


67. Abgeordneter Welche Dringhchkeit mißt die Bundesregierung 

Haar dem Bau der Ostumfahrung Stuttgart- Vaihingen 

(SPD) bei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

Die gesamte B 312 - Füderquerstraße und damit auch die Ostumfahrung 
Stuttgart-Vaihingen - ist im vom Deutschen Bundestag verabschiedeten 
Bedarfsplan nachrangig in der Stufe „Planungen" ausgewiesen. 


68. Abgeordneter Welcher Planungsstand ist bei der Ostumfah- 

Haar rung Stuttgart- Vaihingen erreicht? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 4. März 1987 

Nach Mitteilung der für die Planung zuständigen Straßenbauverwaltung 
des Landes Baden-Württemberg gibt es bislang nur einen generellen 
Entwurf, der derzeit Gegenstand eines Bebauungsplanverfahrens der 
Landeshauptstadt Stuttgart ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


69. Abgeordneter Ist es richtig, daß rund 100000 Tonnen hochgra- 

Marschewski dig strahlenverseuchtes Müchpulver von der EG 

(CDy/CSU) nach Brasilien geliefert worden sind? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 27. Februar 1987 

Der Bimdesregierung ist hierüber nichts bekannt. 


70. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Inwieweit ist die Bimdesregierung über die Rea- 
lisierung von Plänen der Freien und Hansestadt 
Hamburg ebenso wie von Plänen aus Holland 
informiert, die vor sehen, stark kontanünierten 
Hafenschlick im Wattenmeer zu deponieren, und 
wie stellt sich die Bundesregierung zu diesen 
Vorhaben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 4. März 1987 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Freie und Hansestadt Ham- 
burg für die Entsorgung des beim Ausbaggem anfallenden kontaminier- 
ten Hafenschlicks unterschiedliche Lösungskonzepte prüft. Eines dieser 
Konzepte ist der Bau einer Unterwasserdeponie in oder vor der Elbmün- 
dung. Angesichts der hohen Schutzbedürftigkeit des Wattenmeers und 
angesichts der erheblichen Anstrengungen der Bundesregierung, den 
Nördseeschutz sowohl national als auch international zu verbessern, steht 
die Bundesregierung dieser Lösung sehr reserviert gegenüber. Sie hat 
daher eine öffentliche Äußerung des Bürgermeisters der Freien und 
Hansestadt Hamburg, daß Hamburg diese Alternative vermeiden 
wolle " , mit Interesse zur Kenntnis genommen. 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen von Forschungsvorhaben die 
Aufstromklassierung von Hafenschlick sowie die Konditionierung von 
Schlämmen mit dem Ziel, eine deutliche Umweltentlastung in diesem 
Bereich herbeizuführen. In jedem Fall müssen nach Auffassung der 
Bundesregierung alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um Emissio- 
nen von abgelagertem Hafenschlick zu vermeiden. Außerdem sollten alle 
denkbaren Alternativen zur Verwertung von Schlick (z. B. als Baustoffe) 
intensiviert werden. Eine daneben noch notwendige Deponierung muß 
aber höchsten Ansprüchen im Hinblick auf die Umweltverträglichkeit 
entsprechen. 

% 

Von seiten der Niederlande wird seit Mai 1986 vor der Mündung von 
Maas rmd Rhein eine Deponie für den verunreinigten Hafenschhck aus 
dem Rotterdamer Hafen gebaut. Der Bau soll bis Ende 1987 abgeschlos- 
sen sein. Die Depoiüe ist als Übergangslösung für etwa ein Jahrzehnt 
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gedacht, bis derzeit in der Internationalen Rheinschutzkommission 
geprüfte Maßnahmen zur Entlastung der Rheinsedimente auch zu einer 
Verringerung der Belastung des Hafenschlicks führen. Die Bundesregie- 
rung geht davon aus, daß die zuständigen Stellen der Niederlande diese 
Art der Schlick-Entsorgung nach sorgfältiger Abwägung aller Alternati- 
ven, insbesondere auch unter Gesichtspunkten des Umweltschutzes, 
gewählt haben. 


71. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Wege der 
Gesetzgebung darauf hinzuwirken, daß Einweg- 
verpackungen ausschließhch oder zumindest 
verstärkt aus verrottbarem Plastik hergestellt 
werden, und sieht sie darin eine Mögüchkeit, 
nicht nur die Umweltbelastung zu reduzieren, 
sondern gleichzeitig den Absatz nachwachsen- 
der Rohstoffe zu fördern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 27. Februar 1987 


Nach den der Bundesregierung vorhegenden Erkenntnissen verfügen 
verrottbare Kunststoffe über unzureichende Barriereeigenschaften (Gas- 
diffusionsdichtigkeit), so daß eine generelle Anwendbarkeit im Verpak- 
kungssektor, z. B. für Getränkeverpackungen, ausscheidet. 

Im übrigen hegen über die Anwendungseigenschaften der verschiede- 
nen abbaubaren Kunststoffe sowie deren Umweltverträglichkeit (z. B. 
Grundwasserbelastung) noch keine ausreichenden Erfahrungswerte vor. 
Die Bundesregierung sieht deshalb beim derzeitigen Stand der Technik 
keine Möghchkeit, abbaubafe Kunststoffe gesetzhch vorzuschreiben. 

Sie bereitet jedoch Maßnahmenpakete zur Umsetzung von § 14 AbfG vor, 
um sowohl Schadstoffe in Abfällen wie AbfaUmengen zu vermeiden und 
zu verringern. Dies umfaßt die Stärkung der Wiederverwendung von 
Getränke Verpackungen (Mehrweg) wie die weitere Steigerung der Recy- 
clingquoten von Verpackungsmaterialien wie Glas, Weißblech, Alumi- 
nium, Karton oder Kunststoff. 


72. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung angeben, ob und in 
welcher Höhe Mehrkosten bei der Herstellung 
von verrottbaren Einwegverpackungen auf der 
Basis nachwachsender Rohstoffe (Zucker bzw. 
Stärke) anfaUen im Vergleich zu den heute übü- 
chen Plastikverpackungen, deren Produktion 
und Beseitigung erhebhche Umweltbelastungen 
mit sich bringt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 27. Februar 1987 

Die auf der Basis von Zucker bzw. Stärke hergestellten Kunststoffe 
befinden sich noch in der anwendungstechnischen Erprobung. In dieser 
frühen Produktions- und Anwendungsphase lassen sich äussagefähige 
Kostenvergleiche mit herkömmlichen Kunststoffen nicht durchführen. 


73. Abgeordneter 

Lennartz 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
getroffen, um den Import radioaktiv belasteter 
Lebensmittel in die Bundesrepubhk Deutschland 
zu verhindern? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 4. März 1987 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 1707 des Rates vom 30. Mai 1986 dürfen 
landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Ursprung in Drittländern nur unter 
der Voraussetzung in den freien Verkehr gebracht werden, daß die in der 
Verordnung festgesetzten Grenzwerte von 600 Bq/kg bzw. 370 Bq/kg 
eingehalten sind. Die EG hat in Durchführungsbestimmungen die Inten- 
sität der Kontrollen geregelt, die sich nach der Herkunft des Erzeugnisses 
wegen der Berücksichtigung des Kontaminationsgrades im Ursprungs- 
land richtet (EG‘Verordnung Nr. 1762/87). Die Zollstellen sind deshalb 
mit Grundsatzerlaß vom 6. Juni 1986 angewiesen, bei der Einfuhr 
bestimmter, von der EG-Kommission in Listen zusammengefaßter land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in europäischen Drittländern 
(insbesondere Fleisch und Fleischerzeugnisse, Milch und Milcherzeug- 
nisse, bestimmte Gemüsearten und Früchte sowie Fische) vor der Abferti- 
gung zum freien Verkehr umgehend die für die Lebensmittelüberwa- 
chung zuständigen Untersuchungsstellen einzuschalten. Wird festge- 
stellt, daß die Höchstwerte nicht eingehalten sind, so ist zu entscheiden, 
ob die betreffenden Waren wieder ausgeführt werden müssen oder unter 
amtlicher Überwachung zu vernichten sind. Landwirtschaftliche Pro- 
dukte (Lebens- und Futtermittel), die nicht in den Listen der EG-Kommis- 
sion aufgeführt sind, werden nicht vom Zoll angehalten, sondern von 
den Lebens- und Futtermittelüberwachungsbehörden am Bestim- 
mungsort kontrolliert. Hierzu sind die Zollstellen durch ergänzenden 
Erlaß vom 11. August 1986 angewiesen worden, die Behörden am 
Bestimmungsort über einzelne Einfuhren von Gemüse (einschließlich 
Pilzen), Obst und Futtermitteln aus europäischen Drittländern, soweit 
diese Erzeugnisse nicht in den EG -Listen auf geführt sind, zu unterrich- 
ten, damit diese gezielte Kontrollen durchführen können. Werden dabei 
im Einzelfall Überschreitungen der EG -Kontaminations werte festgestellt, 
so werden die Kontrollen der entsprechenden Produkte intensiviert 
(gemäß Artikel 2 der EG -Durchführungsverordnung). Einfuhren von Tee 
und Haselnüssen sind den Einfuhren der in den EG-Listen erfaßten 
Erzeugnisse seit Ende November gleichgestellt, d. h. eine zollamüiche 
Abfertigung erfolgt erst nach einer Entscheidung der zuständigen 
Lebensmittelüberwachungsbehörde (vgl. Antwort zu Frage 74). 

74. Abgeordneter Durch welche Umstände konnten 90 Tonnen tür- 

Lennartz kischen Tees mit Cäsium- 134- und -137-Bela- 

(SPD) stungen von 600 Becquerel (zulässige Norm pro 

Kilogramm) bis 20 000 Becquerel in die Bundes- 
republik Deutschland importiert werden und 
teilweise in den Handel gelangen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 4. März 1987 

Tee unterliegt den Beschränkungen der EG-Ratsverordnung Nr. 1707/86, 
gehört aber nicht zu den in den genannten EG-Durchführungsvorschrif- 
ten aufgeführten empfindlichen Erzeugnissen, bei denen generell ver- 
stärkte Kontrollen durchzuführen sind. Nachdem im Rahmen der Über- 
prüfung durch die Lebensmittelüberwachungsbehörden Überschreitun- 
gen der höchstzulässigen Belastung festgestellt wurden, sind für Teeim- 
porte aus den betroffenen Drittländern entsprechend Artikel 2 der Durch- 
führungsverordnung verstärkte Kontrollen veranlaßt worden. Die Zoll- 
stellen haben die Überwachungsmaßnahmen an den Grenzen unverzüg- 
hch auch auf Tee ausgedehnt. Ab Ende November 1986 wurden alle 
Einfuhren des in Rede stehenden türkischen Tees beschlagnahmt. Vor 
diesem Zeitpunkt eingeführter türkischer Tee konnte größtenteüs im 
Zollager des Einführers oder im Handel sichergestellt werden. Die 
genannten 90 Tonnen wurden inzwischen nahezu vollständig in die Tür- 
kei w:ieder ausgeführt. 
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75. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 

Lennartz von der Bundesrepublik Deutschland in die Her- 

(SPD) kunftsländer reimportierte, radioaktiv belastete 

Lebensmittel dort gestreckt oder neu deklariert 
werden und wieder in die Bundesrepublik 
Deutschland exportiert werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 4. März 1987 

Die Bundesregierung kann nicht generell ausschließen, daß zurückge- 
wiesene Lebensmittel in den Herkunftsländern verarbeitet und u, U. 
erneut zum Import angeboten werden. Soweit die Grenzwerte der EG- 
VO 1707/86 überschritten sind, sind jedoch hiergegen die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen, insbesondere durch die verstärkten Kontrollen 
(vgl. Antwort auf Frage 75). 


76. Abgeordneter Wenn nein, hält die Bundesregierung die 

Lennartz Beschlagnahme und Sicherstellung der radioak- 

(SPD) tiv belasteten Lebensmittel für geboten, um die- 

se Lebensmittel dem Handel zu entziehen und 
damit Gefahren von den Menschen auch in der 
Bundesrepublik Deutschland abzuwenden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 4. März 1987 

Eine Beschlagnahme und Sicherstellung hochkontaminierten Materials 
kann dann gerechtfertigt sein, wenn durch diese Maßnahme eine Gefahr 
für Personen oder Umwelt äbgewendet wird. Trotz Überschreitung der 
EG- Grenzwerte war bei den bisher zurückgewiesenen Lebensmitteln 
eine derartige Gefahr nicht gegeben. Im übrigen ist die erforderliche 
Vorsorge durch die verstärkten Kontrollen gewährleistet. 


77. Abgeordneter Gibt es seitens der Bundesregierung Überlegun- 

Marschewski gen, Lebensmittelkontrollen zu intensivieren, 

(CDU/CSU) um der Gefahr des Auftretens von Schadstoffen 

in Lebensmitteln noch verstärkter vorzubeugen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 27. Februar 1987 

Entsprechend der in Artikel 83 GG getroffenen allgemeinen Zuständig- 
keitsregelung sind die Länder für den Vollzug lebensmittelrechtlicher 
Vorschriften zuständig. Dieser Verpflichtung kommen die nach Landes- 
re^cht jeweüs zuständigen Behörden durch regelmäßige stichprobenweise 
Untersuchungen auf Grund bestimmter Probenahmepläne nach. 

Die Bundesregierung hat wiederholt deutlich gemacht, daß der Schutz 
der menschlichen Gesundheit vor schädtichen Umwelteinflüssen eine 
vorrangige pohtische Aufgabe ist. Hierzu gehört nach Auffassung der 
Bundesregierung auch, unvertretbare Belastungen der Lebensmittel mit 
Schadstoffen zu vermeiden. 

Die Bundesregierung bereitet den Entwurf einer Schadstoff-Höchstmen- 
genverordnung vor. Dieser Verordnungsentwurf sieht Höchstmengenbe- 
schränkungen für ausgewählte PCB in Lebensmitteln tierischer Herkunft 
vor und soll die bestehenden Rechtsvorschriften für Quecksüber in 
Fischen einbeziehen und teüweise verschärfen. Weitere Regelungen für 
Schadstoffe in Lebensmitteln sollen erlassen werden, wenn hierfür aus- 
reichend wissenschaftlich abgesicherte Daten zur Verfügung stehen. 
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Nach Inkrafttreten einer Schadstoff-Höchstmengenverordnung ist davon 
auszugehen, daß es zu einer verstärkten Kontrolle durch die Lebensmit- 
telüberwachung kommt. 

Um gesicherte Erkenntnisse über die Schadstoffbelastung zu erlangen, 
beabsichtigt die Bundesregierung, ein bundesweites Monitoring zur 
Schadstoffbelastung in Lebensmitteln einzurichten und damit auch mög- 
liche diffuse Eintragsquellen aufzudecken. Auf die Beantwortung der 
Kleinen Anfrage des Abgeordneten Werner (Dierstorf) und der Fraktion 
DIE GRÜNEN - Drucksache 10/6641 vom 3. Dezember 1986- sowie auf 
die Beantwortung der Großen Anfrage der Abgeordneten Frau Dr. Mar- 
tiny-Glotz und der Fraktion der SPD „Bessere Kontrolle von Lebens- 
mitteln" - Drucksache 10/6545 vom 24. November 1986 - besonders 
Fragen 4 und 5 - wird Bezug genommen. 

Durch die Verabschiedung des Strahlenschutzvorsorgegesetzes (StrVG) 
ist die Grundlage geschaffen für ein umfassendes System zur ständigen 
Erfassung der Strahlenbelastung der Umwelt. Das StrVG schafft die 
Voraussetzung, Grenzwerte der Strahlenbelastung zum vorsorgenden 
Gesundheitsschutz der Bevölkerung bundeseinheitlich festzulegen. Auch 
der Vollzug dieses Gesetzes wird zu einer Intensivierung der Lebensmit- 


Welche Aussagen kann die Bundesregierung zu 
Veröffentlichungen des „Umweltinstituts Mün- 
chen" machen („Allgäuer Zeitung" vom 12. Fe- 
bruar 1987 und „Süddeutsche Zeitung" vom 
16. Februar 1987), wonach die radioaktive Bela- 
stung der Allgäuer Böden überdurchschnittlich 
hoch sei und Spitzenwerte zwischen 90 000 und 
140 000 Bequerel pro Quadratmeter gemessen 
worden sein sollen? 

Welche Maßnahmen plant oder schlägt die Bun- 
desregierung in diesem Zusammenhang vor? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 3. März 1987 

Die vom „Umweltinstitut München", einer privaten Institution, veröffent- 
lichten Spitzenwerte von 90000 und 140000Bq/m^ werden von den 
amtlichen Meßstellen in keiner Weise bestätigt. Die Zentralstelle, das 
Institut für Strahlenhygiene des Bundesgesundheitsamtes und das Insti- 
tut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene haben im Auftrag der Bundesre- 
gierung bimdesweite Unter suchimgen der Bodenkontamination von Cs- 
137 und Cs- 134 durch flächendeckende Messungen durchgeführt. Im 
Süden der Bundesrepublik Deutschland (Bayern und Baden-Württem- 
berg) wurden für Cs- 137 Werte von etwa 1 000 bis 40000 Bq/m^ gemes- 
sen, im übrigen Bundesgebiet von etwa 1000 bis lOOOOBq/m^. Dabei 
sind jedoch die regionalen Unterschiede sowohl im Süden als auch im 
Norden groß. Auch im Allgäu wurden vom Bundesgesundheitsamt Mes- 
sungen der Bodenkontamination durchgeführt. Die dabei gefundenen 
Werte der Bodenkontamination durch Caesium- 137 lagen im Bereich von 
15 000 bis 34 000 Bq/m^. 

Messungen, die das Bundesgesundheitsamt teüweise an gleichen Orten 
des Allgäus wie das Umweltinstitut durchgeführt hat, lassen vermuten, 
daß den vom „Umweltinstitut München e. V." publizierten Meßwerte ein 
systematischer Probenahme- oder Meßfehler zugrunde liegt. Da sich das 
betroffene Meßinstitut bisher nicht an den von den Leitstellen durchge- 
führten Vergleichsanalysen beteiligt hat, ist eine Überprüfung seiner 
fachlichen Leistungsfähigkeit nicht möglich. 


telkontroUe führen. 

78. Abgeordneter 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 
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Die Meßwerte der radioaktiven Ablagerungen aus dem Tschernobyl- 
unfall geben, wie die Strahlenschutzkommission in ihrer 2. und 3. Emp- 
fehlung vom 7. bzw. 16. Mai 1986 feststellt, unter gesundheitlichen 
Aspekten für die Bevölkerung keinen Anlaß zur Beunruhigung. Die in 
den Boden eingedrungenen Nukhde gelangen nur zu einem geringen 
Teü (einige Prozente) durch Aufnahme über die Wurzeln in die Pflanze 
und so direkt (z. B. über Gemüse) oder indirekt (z. B. über Fleisch und 
Milch) in die Nahrungsmittel. 

Die Bundesregierung sieht angesichts dieser Situation keine Veranlas- 
sung zu besonderen Maßnahmen, 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


80. Abgeordneter 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung nach der Antwort auf 
meine Frage 21 vom 28, Januar 1987, beantwor- 
tet am 4. Februar 1987 durch das Bundesministe- 
rium für Forschung und Technologie (Drucksa- 
che 10/6822) die Einschätzung des „Windkraft- 
journal", WKJ 3/86: „Wissenschaftler und Kauf- 
leute geben sich in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenseitig die Bedenken in die Hand, 
wenn es um die Realisierung von Projekten zur 
praktischen Nutzung von Wasserstoff geht", und 
wie beurteilt sie das in demselben Blatt be- 
schriebenen WELGAS (nach Windenergie, Elek- 
trizität, Gas) - Haus in Harnosand, Schweden? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 

Wie das von Ihnen zitierte schwedische Projekt zeigt, ist die technische 
Machbarkeit von Wind-Wasserstoffsystemen erwartungsgemäß nachge- 
wiesen; das Projekt wurde von einem engagierten Ingenieur ohne grö- 
ßere Probleme und mit verfügbaren technischen Komponenten realisiert. 
Nach Einschätzung der Bundesregierung werden solche technischen 
Lösungen auf absehbare Zeit jedoch nicht wirtschaftlich und damit brei- 
ter einsetzbar werden. Systemtechnische Verbesserungen und Optimie- 
rungen sollten deshalb erst dann vorgenommen werden, wenn solche 
Systeme von ihren Vorteüen her auch Käufer finden können; andernfalls 
wären nicht nur die jetzt einsetzenden Fördermittel, sondern auch die von 
entwickelnden Unternehmen aufzubringenden Eigenmittel verloren. 

Dies gilt insbesondere dann, wenn sich für bestimmte Probleme techni- 
sche Lösungsmöglichkeiten anbieten, die größere Aussichten auf wirt- 
schaftlichen Erfolg aufweisen. So sind Speicherprobleme bei der Wind- 
kraftnutzung z. B. durch Netzanschluß oder Winddieselsysteme deutlich 
günstiger lösbar als in Kombination der z. Z. noch teuren Windkraftnut- 
zung mit der Wasserstofftechnik. 

Der Bundesminister für Forschung und Technologie möchte deshalb 
seine Förderung auf jene Arbeiten konzentrieren, die der Windkraftnut- 
zung und den engagierten Unternehmen zu größeren realen Marktchan- 
cen und Arbeitnehmern zu Beschäftigungschancen verhelfen; die hierfür 
vorgesehenen Planungsmittel wurden unlängst erneut aufgestockt. Sie 
betragen jetzt (1. Januar 1987 bis 31. Dezember 1991) ca. 150 Millionen 
DM für Ideen, Forschung, Entwicklung und Demonstration. Daneben 
stehen die steuerlichen Fördermaßnahmen nach dem Investitions- 
zulagengesetz und der Einkommensteuer-Durchführungsverordnung. 
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Auch im Bereich der Wasserstofftechnik fördert die Bundesregierung 
- seit Jahren - nur sehr langfristig wirtschaftlichen Erfolg versprechende 
technische Ideen und Entwicklungen. Zur Verstärkung dieser Aktivitäten 
werden z. Z. intensive Vorarbeiten durchgeführt. 

Die Bundesregierung ist in ihrer Förderung bemüht, die vielversprechen- 
den technischen Lösungen verstärkt voranzubringen, ohne dabei erst 
langfristig denkbare Optionen zu vernachlässigen. Dieser Weg hat sich 
bisher bewährt. 


81. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung anläßlich der 

Dr. Rose technologischen Herausforderung im Bereich In- 

(CDU/CSU) formatik, ein Institut für Grundlagenforschung in 

diesem Fachgebiet zu fördern? 


Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 27. Februar t987 

Mit der Veröffentlichung des „Rahmenkonzeptes zum Ausbau der 
Grundlagenforschung für die Informationstechnik" im August 1986 hat 
die Bundesregierung die Notwendigkeit zur Stärkung der informations- 
technischen Grundlagenforschung begründet und Wege aufgezeigt, wie 
sie diese Stärkung erreichen will. Einer dieser Wege könnte die Grün- 
dung von Instituten für zeitlich befristete, mit klarer Zielsetzung verse- 
hene Aufgaben sein. 

Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn die Max-Planck-Gesell- 
schaft ihre Anstrengungen auf dem Gebiet der Informationstechnik ver- 
stärkt. Die Entscheidung über einen Vorschlag des Saarlandes zur Grün- 
dung eines Max- Planck-Institutes für Informatik liegt jedoch in der Auto- 
nomie der Max-Planck-Gesellschaft. 


82. Abgeordneter 
Dr. Rose 

(CDU/CSU) , 


Hält die Bundesregierung einen möglichen 
Bund-Länder-Streit in dieser Frage für wissen- 
schafts- und technologiefeindlich und auch lang- 
fristig arbeitsplatzgefährdend? 


Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 27. Februar 1987 

Die Bundesregierung hielte einen Bund-Länder-Streit in dieser Frage 
sicher nicht für erforderlich. Sie rechnet aber auch nicht damit, da die 
Überlegungen der Max-Planck-Gesellschaft in engem Kontakt mit den 
Ländern erfolgen. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Chance, 
daß deutsche Astronauten zusammen mit russi- 
schen Astronauten an der bemannten Raumfahrt 
der Sowjetunion teilnehmen? 


83. Abgeordneter 
Roth 
(Gießen) 

(CDU/CSU) 


Antwoil des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 27. Februar 1987 

Bisher liegt der Bundesregierung weder ein entsprechender Vorschlag 
der LFdSSR vor, noch gibt es hierzu Überlegungen der Bundesregierung. 
Die Chancen lassen sich daher gegenwärtig nicht beurteilen. 
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84. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 

Im Rahmen des Zukunftsinvestitionsprogramms (ZIP) der Bundesregie- 
rung wurden 141 Solaranlagen in bundeseigenen Gebäuden errichtet. 
Diese Systeme sollten ihre Funktionstüchtigkeit unter Beweis stellen und 
damit die öffenüiche Hand, das Gewerbe und den privaten Interessenten 
zum verstärkten Einsatz dieser neuen Technik veranlassen. 

Im Herbst 1980 wurden die Gesellschaft zur Förderung der Heizungs- 
und Khmatechnik mbH (GKFK) in Hilden imd die Kemforschungsanlage 
(KFA) in Jülich vom Bundesministerium für Forschung und Technologie 
(BMPT) mit der Aufgabe betraut, ein projektbegleitendes Meßprogramm 
an den Systemen durchzuführen, die im Bereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung (BMVg) in Liegenschaften der Bundeswehr errichtet 
wurden bzw. noch zu errichten waren. Damit betreute die Zentralstelle 
für Solartechnik (ZfS) als Arbeitsgemeinschaft aus der GFHK und der 
KFA 29 der oben genannten 141 Systeme. Zusätzüch zu diesen Anlagen 
des BMVg übernahm die ZfS noch die intensive Beobachtvmg von 16 der 
32 Systeme in der Siedlimg Haugenstein bei Horb. 

Die restlichen ca. 80 Solarsysteme des ZIP (Gesamtanzahl abzüglich 
BMVg, Teü Horb und Anlagen in Berlin) wurden nicht vollständig mit 
Meßsensoren ausgestattet, die eine Analyse des Betriebsverhaltens zulas- 
sen. Auf Grund der unvollständigen Betreuung durch die Betreiber und 
der unzureichenden Kontrollmöghchkeiten für das Betriebsverhalten 
konnte die Funktionstüchtigkeit der Anlagen nicht schlüssig geprüft 
werden. Deshalb hat die Bundesregierung 1986 einer Aufgabenerweite- 
rung der ZfS zugestimmt, um alle Solaranlagen, die im Rahmen des ZIP 
errichtet wurden, in das Beobachtimgs- und Meßprogramm einzubezie- 
hen. Diese Meßkampagne läuft bis zum Jahre 1991. Das Ihogramm dient 
weiterhin dazu, 

- die Systeme gegebenenfalls durch Behebimg von Mängeln bzw. 
durch kleinere Umbauten effizienter zu gestalten, 

- den Betreiber so zu unterweisen, daß er nach Abschluß der Ihojektbe- 
gleitung durch die ZfS selbst in der Lage ist, das Betriebsverhalten 
seines Systems anhand der Meßdaten weiterzuverfolgen und auftre- 
tende Mängel zu erkennen und zu beheben. 

85. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen zieht die Bimdesre- 

Dr. Sperling gierung aus den vorliegenden Ergebiüssen? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 

Von den installierten Anlagen laufen rund 45 v. H. heute technisch 
einwandfrei und können als Vorbüder erfolgreicher Anwendungen ange- 
sehen werden. Es ist anzunehmen, daß durch die intensive Beschäftigung 
mit den noch nicht optimal arbeitenden Anlagen im Rahmen des erwei- 
terten Meßprogramms die Anzahl der technisch zufriedenstellend laufen- 
den Anlagen etwa verdoppelt werden kann. 

Bezüglich der erfaßten Kosten imd Einsparwerte ist festzustellen, daß sich 
die Kollektor-, Absorber- und Wärmepumpenkosten im Bereich der 
Erwartungswerte bewegen. Für die Zukunft sind hier weitere Kostensen- 
kungen zu erwarten. Demgegenüber ergaben sich unverhältnismäßig 


Hat die Bundesregierung das Langzeitverhalten 
der im Rahmen des Zukunftsinvestitionspro- 
grammes geförderten Forschungs-, Entwick- 
lungs- und Demonstrationsanlagen zur Nutzung 
der Sonnenenergie weiter untersucht? 
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hohe Kosten für die installierten Speicher. Diese müssen durch eine 
Überprüfung der Auslegung, Konstruktion, Fertigung und Montage- 
freundlichkeit erheblich gesenkt werden, um Wirtschaftlichkeit zu errei- 
chen. 

Bei den Installationskosten mit einer Spanne von 20 v. H. bis 70 v. H. der 
Gesamtkosten ist ein weiterer Schwerpunkt für die Weiterentwicklung 
dieser Energie technik zu montage-, instaUations- und wartungsfreundli- 
chen Kompaktsystemen durch die herstellenden Unternehmen gegeben. 

Bezüglich der Höhe der eingesparten Energiekosten pro Jahr ist die 
Erfahrungsbasis noch zu schmal, um eine verläßliche Übersicht über die 
Anlagen aus dem Zukunftsinvestitions- Programm zu geben. 


86. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, vor dem Hin- 
tergrund der gewonnenen Kenntnisse und der 
technischen Weiterentwicklung von Solar anla- 
gen fortgeschrittenere Systeme in ähnlicher 
Form auch an öffentlichen Gebäuden zu unter- 
stützen und zu erproben? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 


Es ist beabsichtigt, neuartige Kollektor- und Absorbersysteme unter 
Beteiligung der Zentralstelle für Solartechnik (ZfS) zu instaUieren und ihr 
Betriebsverhalten datenmäßig zu erfassen. Dazu zählen z. B. Vakuumkol- 
lektoren, Thermosiphon- Anlagen, großflächige Absorber-Anlagen, 
Brauchwasser-Vorwärmeanlagen. Über weitere Schritte kann erst ent- 
schieden werden, wenn die entsprechenden Meßergebnisse vorliegen. 

Auf Initiative des Bundesministers für Forschung und Technologie 
(BMFT) wird z. Z. auch in einigen Geschäftsbereichen der Bundesregie- 
rung geprüft, ob und wo photovoltaische Systeme sinnvoll eingesetzt 
werden können; auch hier ist der BMFT bereit, die notwendigen wissen- 
schaftlichen Arbeiten zu fördern sowie die noch teuren PüotinstaUationen 
zu bezuschussen. 


87. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Welches sind die Nutzungspläne und -Optionen 
für die Raumstation, die die USA den an Bau, 
Betrieb und Nutzung interessierten Partnerstaa- 
ten mitgeteüt haben? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 


Die Frage der Nutzung der Raumstation für einzelne wissenschaftliche 
und technische Bereiche ist zunächst Gegenstand der z. Z. noch laufen- 
den Projektdefinitionsphase (Phase B) in Zusammenarbeit zwischen ESA 
und NASA, die bis Ende Mai abgeschlossen sein wird. Die europäischen 
Partner haben hierbei deutlich unterstrichen, daß die Materialforschung 
unter den Bedingungen der Schwerelosigkeit für sie ein äußerst wichtiger 
Nutzungsbereich für ihren Beitrag zur Raumstation sein wird. Die USA 
haben dem nicht widersprochen. Eine endgültige Bewertung des Ver- 
handlungsergebnisses auch in dieser Hinsicht wird erst nach Abschluß 
der Projektdefinitionsstudien und der Regierungs verhandlimgen zwi- 
schen den beteiligten europäischen Staaten und den USA möglich sein. 


88. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Welche Haltung nimmt die Bundesregierung ge- 
genüber einer durch die USA geplanten militäri- 
schen Nutzung der Raumstation ein? 
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Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 

Die Haltung der Bundesregierung zur Nutzung einer auf europäischer 
Seite im Rahmen eines ESA-Programms zu errichtenden und zu betrei- 
benden Raumstation (COLUMBUS) ergibt sich aus Artikel II des Überein- 
kommens zur Gründung einer Europäischen Weltraumorganisation. Die- 
ser Artikel lautet: „Zweck der Organisation ist es, die Zusammenarbeit 
europäischer Staaten für ausschließlich friedliche Zwecke auf dem Gebiet 
der Weltraumforschüng, der Weltraumtechnologie und ihrer weltraum- 
technischen Anwendungen im Hinblick auf die Nutzung für die Wissen- 
schaft und operationeile Weitraumanwendungssysteme sicherzusteiien 
und zu entwickeln ..." 

Auf dem vor kurzem in Washington stattgefundenen multilateralen 
Regierungstreffen der Partner einer internationalen Raumstation (Europa, 
USA, Japan und Kanada) haben diese nochmals einvernehmlich bestä- 
tigt, daß es um eine zivile Raumstation geht, die für friedliche Zwecke 
entwickelt und genutzt werden wird. 


89. Abgeordneter Trifft die Meldung der „Süddeutschen Zeitung" 

Vosen vom 16. Februar 1987 zu, wonach „von dem er- 

(SPD) fahrenen deutschen Unterhändler Loosch" eine 

Einigung mit den USA in der beabsichtigten 
Zusammenarbeit bei Bau, Betrieb und Nutzung 
der Raumstation über ein Regierungsabkommen 
mit der Formel erzielt worden ist, „daß an Bord 
der Raumstation nichts geschehen dürfe, was 
internationalen Gesetzen entgegenstehe"? 

Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 

Die Meldung trifft insoweit zu, als bei einem multilateralen Treffen von 
Regierungsdelegationen der USA, Japans, Kanadas und der am COLUM- 
BUS-Vorbereitungsprogramm beteiligten ESA-Mitgliedstaaten Einigkeit 
darüber erzielt wurde, daß die geplante internationale Weltraumstation 
eine zivile Raumstation sein soll, die für friedliche Zwecke entwickelt und 
genutzt wird. 

Über ein Regierungsabkommen der ESA-Staaten mit den USA über die 
Zusammenarbeit bei Bau, Betrieb und Nutzung der Raumstation wird im 
übrigen noch verhandelt, so zuletzt vom 25. bis 27. Februar 1987 in Paris, 
wobei die Einigung über die Zweckbestimmung einer Station bestätigt 
wurde. 


90. Abgeordneter 

Vosen 


(SPD) 


Welches Ergebnis haben die Gespräche bzw. 
Verhandlungen gehabt, die in der vergangenen 
Woche zwischen den USA und den interessier- 
ten Partnerstaaten über die beabsichtigte Zu- 
sammenarbeit bei Bau, Betrieb und Nutzung 
der Raumstation in Washington geführt worden 
sind? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 3. März 1987 


Das multilaterale Treffen am 11. und 12. Februar 1987 in Washington 
diente dazu, den Regierungsdelegationen aus Kanada, Japan und den 
beteiligten ESA-Mitgliedstaaten (Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Niederlande, Norwegen, Österreich, 
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Schweden, Schweiz, Spanien und Vereinigtes Königreich) einen neuen 
amerikanischen Entwurf eines Regierungsabkommens vorzustellen und 
zu erläutern. Hierbei erklärten die USA, daß es in ihrer Politik im Hinblick 
auf internationale Beteiligung gegenüber der Einladung von Präsident 
Reagan vom Jahre 1984 keine Änderung gebe. Alle Partner betonten 
erneut ihre Absicht, auf der Basis echter Partnerschaft zusammenzuarbei- 
ten und den Abschluß entsprechender Verträge über Entwicklung, Bau, 
Betrieb und Nutzung einer zivilen Raumstation, wie es dem internationa- 
len Recht entspricht, anzustreben. 

Alle Partner bekräftigten auch ihre Absicht, die Raumstation als Instru- 
ment zu nutzen, um eine lang dauernde, gegenseitig fruchtbare Bezie- 
hung für die weitere Erforschung und Nutzung des Weltraums zu schaf- 
fen. Sie bestätigten weiterhin, daß die zivile Raumstation für friedliche 
Zwecke entwickelt und genutzt werden wird. 


91. Abgeordnete 

Frau 

Wilms-Kegel 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Forschungsprogramme zur Entwicklung 
eines Impfstoffes gegen HIV sind der Bundesre- 
gierung bekannt, und welche werden mit staatli- 
chen Mitteln gefördert? 


92. Abgeordnete 

Frau 

Wilms-Kegel 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Forschungsprojekte mit dem Ziel, eine 
Therapie gegen AIDS bzw. LAS zu entwickeln, 
sind der Bundesregierung bekannt, und welche 
davon werden mit staatlichen Mitteln gefördert? 


93. Abgeordnete 

Frau 

Wilms-Kegel 

(DIE GRÜNEN) 


Welche medizinischen Forschungsprojekte zur 
Therapie der Sekundärinfektionen im Zusam- 
menhang mit AIDS sind der Bundesregierung 
bekannt, und welche davon werden mit staatli- 
chen Mitteln gefördert? 


Antwort des Staatssekretärs Haunschild 
vom 4. März 1987 

Im Rahmen der Regierungsprogramme „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit" und „Biotechnologie" wurden in Absprache 
zwischen dem Bundesministerium für Forschung und Technologie, dem 
Bundesministerium für Jugend, Famüie, Frauen und Gesundheit und 
dem Bundesgesundheitsamt 1983 und 1985 Forschungsschwerpunkte 
zum Krankheitsbild AIDS definiert und ihre Förderung öffentlich ausge- 
schrieben. 

In dem seit 1984 laufenden Förderprogramm werden Vorhaben aus den 
Bereichen 

- Therapie/Prophylaxe 

- Diagnostik 

- Klinik 

- Grundlagen 

finanziell unterstützt. Antragsteller kommen aus Universitäten, vom Bund 
getragenen Forschungsstätten, aus Forschungseinrichtungen der Länder 
und der Industrie. 

Darüber hinaus wird die AIDS-Forschung von den Ländern über die 
regulären Institutsetats der Hochschulinstitute und durch Drittmittel, ins- 
besondere der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), unterstützt. 
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Zu Frage 91: 

Im Rahmen des Förderprogramms werden derzeit acht Vorhaben zur 
Entwicklung von Impfstoffen mit einem Gesamtvolumen von 6,6 Millio- 
nen DM finanziell unterstützt. Die Entwicklung eines Impfstoffs in diesen 
Projekten wird mit unterschiedlichen Lösungsstrategien von Projektgrup- 
pen aus Universitätsinstituten und der Industrie verfolgt. 

Zu Frage 92: 

Im Rahmen des Förderprogramms werden derzeit neun Vorhaben zur 
Entwicklung von Therapeutika gegen die HlV-Infektion mit einem 
Gesamtvolumen von 3,1 Millionen DM finanziell unterstützt. Anzumer- 
ken ist, daß sich diese Vorhaben zum Teil mit den oben genannten 
Vorhaben überschneiden, da Substanzen aus diesen Projekten auch zur 
Immuntherapie eingesetzt werden können. 

Zu Frage 93: 

Im Rahmen des Förderprogramms liegt derzeit kein speziell auf die 
Therapie opportunistischer Infektionen ausgerichtetes Projekt vor. Hier 
ist zu berücksichtigen, daß mit den heute zur Verfügung stehenden 
Therapeutika eine Behandlung dieser Infektionen weitgehend möglich 
ist. Zu prüfen ist, ob durch Modifikation dieser Substanzen Nebenwir- 
kungen weiter reduziert werden können. Entsprechende Projektvor- 
schläge sind in Vorbereiteung. 


Bonn, den 6. März 1987 
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